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1. Einführung über den systematischen Regelungstandort der Problematik  

1.1. Die gesamte Problematik über die aufgetauchten, sowie über die erwartungsgemäß 

auftauchenden Fragen, in Bezug auf die transnationale Prozeßführung in ihrer Ge-

samtheit und auf die mit ihr verbundenen Elemente einer gerechten Verhandlung 

gehört zu den Hauptproblemen, zu der Hauptregelungsmaterie und schließlich zu 

dem Hauptgegenstand des internationalen Zivilprozessrechts, welches nach der tref-

fender Ansicht Teil des gesamten Zivilprozessrechts ist. Auch aus dem Grunde, dass 

das Zivilprozessrecht “angewandtes Verfassungsrecht“ und “angewandtes Men-

schenrecht” ist, sind zur Erforschung, Beantwortung und Bewältigung des globalen 

Fragenkomplexes – „transnationale Prozessführung und Elemente einer gerechten 

Verhandlung“ – zwangsweise auch verfassungsrechtliche, menschenrechtliche, so-

wie völkerrechtliche Aspekte, Kriterien, Wertungen und Abwägungen mitzuberück-

sichtigen und miteinzubeziehen1. 

                                                           
*
   Der vorliegende Nationalbericht beruht grundsätzlich auf die thematische Gliederung, welche der 

Generalberichterstatter Herr Kollege Remo Caponi für das Generalthema „Transnationale Prozess-

führung und Elemente einer gerechten Verhandlung“ ausgearbeitet und den einzelnen National-

berichterstattern als eine gemeinsame Basis für die einzelnen Nationalberichte verteilt hat. Der 

Autor dieses Nationalberichts bedankt sich herzlich bei dem Herren Kollegen und Freunden P. 

Gottwald (Universität Regensburg) und B. Hess (Universität Heidelberg) und vor allem bei dem 

Freund und Kollegen R. Caponi (Universität Florenz) für diese wissenschaftliche Zusammenarbeit. 
1
  In Griechenland wird die enge Beziehung zwischen Verfassungsrecht und Prozeßrecht besonders 

auf Grund der bahnbrechenden Studien von Professor (und Mitglied der Akademie zu Athen) Ge-

org Mitsopoulos mehrfach betont (sowohl von der Rechtsprechung als auch von der Theorie); sie-

he u.a.: G. Mitsopoulos, Zum Einfluß der neuen griechischen Verfassung auf die griechische Zi-

vilprozeßordnung, in Festschrift für Friedrich Wilhelm Bosch, 1976, s. 699 ff.; G. Mitsopoulos- K. 

Polyzogopoulos, Der Einfluß der Verfassung auf das Zivilprozeßrecht, Revue hellénique de droit in-

ternational (1982-1983), s. 219 ff.; K. D. Kerameus, Judicial independence in modern legal deve-

lopments, in Revue hellénique de droit international, 19821983, s., 335 ff.; P. Yessiou-Faltsi, Les 

bases constitutionnelles de l'organisation judiciaire en Grèce, in Revue hellénique de droit interna-

tional, B 32 (1979), s. 72 ff.; N. K. Klamaris, Das prozessuale Grundrecht auf Justizgewährung, in 
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1.2.  Der systematische Standort und die Rechtsnatur der Vorschriften, welche die ent-

sprechende Materie regeln und berufen werden, damit die entsprechenden Fragen 

in Bezug auf die Thematik „transnationale Prozeßführung und Elemente einer ge-

rechten Verhandlung“ beantwortet und gelöst werden, ist wie gesagt – nach meiner 

Ansicht – das internationale Zivilprozessrecht als Grundteil des gesamten Zivilpro-

zessrechts. 

Unabhängig aber von der grundsätzlichen und grundlegenden zivilprozessualen 

Rechtsnatur und der zivilprozessualen Standortsbasis und – grundlage der obigen 

Vorschriften sind die gesetzlichen Quellen dieser Vorschriften in verschiedenen Ge-

setzen, bzw. in verschiedenen Gesetzgebungswerken zu finden. So finden sich diese 

Vorschriften je nach dem im jeweiligen autonomen nationalen Recht – im Regelfall 

im jeweiligen autonomen nationalen Zivilprozessrecht – oder in internationalen, bi-

lateralen oder multilateralen, Verträgen, bzw. Abkommen, über die Gerichtsbarkeit, 

die internationale Zuständigkeit, den internationalen Rechtsverkehr, die internatio-

nale Zustellung, die internationale Rechtshilfe, die Anerkennung ausländischer Ent-

scheidungen, die Vollstreckbarerklärung ausländischer Vollstreckungstitel – und im 

allgemeinen über die internationale Zwangsvollstreckung – den internationalen 

einstweiligen Rechtsschutz und die internationale Schiedsgerichtsbarkeit. 

Es ist allerdings selbstverständlich, dass die Rechtssätze bzw. die Regeln, welche die 

Thematik „transnationale Prozessführung und Elemente einer gerechten Verhand-

lung“ betreffen, nicht unbedingt auf eine konkrete ausdrückliche Regelung und ge-

setzliche Vorschrift basieren müssen; vielmehr können sie sich – wie allerdings jeder 

Rechtssatz – auf Grund auch einer vernünftigen Auslegungsmethode systematisch – 

teleologisch aus allgemeinen, bzw. allgemeineren, Rechtssätzen, Prinzipien oder 

Grundsätzen deduktiv oder im Gegenteil aus vereinzelten Vorschriften oder Rechts-

sätzen, oder Prinzipien induktiv abgeleitet werden. 

1.3.  Die obigen einführenden Ausführungen gelten auch für das griechische Recht, bzw. 

für die griechische Rechtsordnung. Auch im Rahmen der griechischen Rechtsord-

                                                                                                                                                                      
Festschrift für Karl Heinz Schwab, München, 1990, S. 269 ff.; derselbe, Constitutional Guarantees 

of Due Process in Greece, in The Role of courts in Society (Ed. Shimon Shetreet), 1988, s. 180 ff.; 

derselbe, Die prozessuale Aktualität in Griechenland, Festschrift für Wolfram Henckel, 1995, Berlin, 

S. 437 ff.; derselbe, Die Grundstruktur des griechischen Zwangsvollstreckungsrechts als des effek-

tiven Teils des prozessualen Grundrechts auf Justizgewährung, Festschrift für Hideo Nakamura, 

Tokyo, 1996, s. 254 ff. Aus der Sicht des in der griechischen Sprache in monographischer Buchform 

veröffentlichten Schrifttums siehe vor allem: N. K. Klamaris, Das Recht auf Justigewährung nach 

Art. 20 § 1 der Verfassung 1975 (Originaler griechischer Titel: „Το δικαίωμα δικαστικής 

προστασίας κατά το άρθρο 20 § 1 Συντάγματος 1975»), Prämium der Akademie zu Athen, 1988, 

Athen, 1989, S. I-XV und 1-364.  
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nung ist die Thematik „transnationale Prozessführung und Elemente einer gerechten 

Verhandlung“ Gegenstandsregelung und Gegenstandsbefassung des (griechischen) 

internationalen Zivilprozessrechts, welches – nach der in Griechenland herrschenden 

Meinung, darunter auch nach meiner Ansicht – zum gesamten Zivilprozessrecht ge-

hört2. Die Quellen des griechischen internationalen Zivilprozessrechts finden sich 

ebenfalls in verschiedenen Gesetzgebungswerken. Hauptquelle des griechischen au-

tonomen internationalen Zivilprozessrechts ist zweifellos die griechische Zivilpro-

zessordnung. Darüber hinaus gelten – alternativ oder im Regelfall ausschließlich – 

für bestimmte Bereiche und Materien oder je nach dem im Verhältnis mit bestimm-

ten ausländischen Staaten – Völkerrechtssubjekte – oder mit internationalen Orga-

nisationen spezielle internationale, bilaterale oder multilaterale, Verträge oder Ab-

kommen. Es ist klar, dass eine vorherrschende Hauptgeltungsrolle für die Betrach-

tung der Thematik „transnationale Prozessführung und Elemente einer gerechten 

Verhandlung“ und für die Beantwortung der sich mit dieser Kardinalthematik zu-

sammenhängenden Fragen, Themen und Problemen einerseits die von Griechenland 

ebenfalls unterschriebene „Europäische Menschenrechtskonvention“ und anderer-

seits – und vor allem wegen der Mitgliedschaft Griechenlands in der Europäischen 

Union – das gesamte entsprechende Gesetzgebungswerk – primäres Recht, sekun-

dares Recht, Richtlinien, Verordnungen – der Europäischen Union spielen. Speziell 

das Gesetzgebungswerk der Europäischen Union hat auch einen Hauptgeltungsan-

spruch aus der Sicht eines übergeordneten in vielen Bereichen positiven Rechts. Eine 

wichtige Rolle spielen diesbezüglich auch die zwei überstaatlicher justizieller Trag-

weite europäische Gerichtshöfe, nämlich der Gerichtshof für Menschenrechte in 

Strassbourg und der Gerichtshof der Europäischen Union, welche mit ihrer Recht-

sprechung die Betrachtung der obigen Problematik unmittelbar beeinflussen3.  

                                                           
2
  Siehe H. Linke, Internationales Zivilprozessrecht, Leitfaden für Verfahren mit Auslandsbezug

3
 Köln, 

2001, S. 2· G. Walter, Internationales Zivilprozessrecht der Schweiz, Stuttgart – Wien, 1995, S. 43.  
3
  Über die wesentlichen Tendenzen, die Grundlagen und die Funktionscharakteristika des griechi-

schen Zivilprozessrechts, sowie die Hauptströmungen der griechischen Zivilprozessrechtslehre sie-

he vor allem: G. Mitsopoulos Die Unterscheidung zwischen Tatfrage und Rechtsfrage im Kassati-

onsverfahren, ZZP 81 (1968), S. 251 ff.; derselbe, Zum Einfluss der neuen griechischen Verfassung 

auf die griechische Zivilprozessordnung, FS für F. Bosch, 1976, S. 699 ff; derselbe, Gedanken zu ei-

nigen wichtigen Problemen der Zivilprozessrechtslehre, ZZP, 91 (1978), S. 113 ff; derselbe, Die 

notwendige Streitgenossenschaft nach dem griechischen Zivilprozessrecht, FS für F. Baur, 1981, S. 

503 ff; derselbe, Zur rechtlichen Bestimmung des Tatsachenbegriffs, Studi in onore di Tito Carnaci-

ni, 1983.Spezieller über die aktuellen Reformbestrebungen und die Funktionscharakteristika des 

griechischen Zivilprozessrechts siehe unter anderem auch: K. BEYS, Die prozessualen Reformen im 

neugriechischen Scheidungsrecht, in FS. für H.W. Fasching, 1988, S. 93 ff.; K.D. Kerameus, Neuere 

Entwicklungen des Zivilprozessrechts in Griechenland, in Griechisches Recht im Wandel. Neuere 
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2. Gerechtes Verfahren – Transnationale Prozessführung – Grenzüberschreitende 

Rechtsstreitigkeiten 

2.1. Nach unserer heutigen Rechtskultur – bzw. Prozessrechtskultur – gilt die Garantie 

des gerechtens Verfahrens (fair trial) für jede Prozessart und für jedes Verfahren. Es 

ist auch klar, dass die Garantie des gerechtens Verfahrens für jedes Verfahren und 

zwar unabhängig von personenbezogenen – bzw. parteienbezogenen – subjektiven 

Kriterien gilt; diese Garantie gilt also unabhängig davon, ob die jeweiligen Prozess-

parteien aus der Sicht des konkreten nationalen Gerichts, welches über eine reine 

interne Rechtsstreitigkeit oder stattdessen über eine grenzüberschreitende / interne 

– externe / internationale Rechtsstreitigkeit entscheidet, entscheiden muss, Inländer 

oder Ausländer sind. Es ist zugleich aber einleuchtend, dass die besondere Relevanz 

und die große praktische Bedeutung der Garantie des gerechtens Verfahrens in den 

Prozessen auftauchen, in denen die Parteien aus der Sicht des jeweiligen Forums 

nicht Inländer sind, bzw. in denen beide Parteien Ausländer sind, oder die eine Par-

tei Inländer (natürliche oder juristische Person) und die andere Partei Ausländer (na-

türliche oder juristische Person) ist. Die Wichtigkeit dieser Garantie wird selbstver-

ständlich weiter erhöht, wenn nicht nur aus der oben geschilderten subjektiven Sei-

te die betreffende Rechtsstreitigkeit eine Internationalität aufweist, sondern dar-

über hinaus wenn sie wegen der entsprechenden von den Parteien behaupteten an-

spruchsbegründeten oder im Gegenteil anspruchsvernichtenden Tatsachen einen 

objektiven Auslandsbezug aus geographischer lokaler Sicht hat. In solchen Fällen mit 

verschiedenartigen Variationen aus der Sicht des jeweiligen internationalen bzw. 

auslandsbezogenen Charakters – nach objektiven oder subjektiven Daten und Krite-

                                                                                                                                                                      
Entwicklungen des Familienrechts und des Zivilprozessrechts (hrsg. von H. Fenge und N. Papanto-

niou), S. 17-31. N.K. Klamaris, Das neue griechische Gerichtsverfassungsrecht oder "Die Rache der 

Witteisbacher", in FS für WJ. Habscheid, 1989, S. 161 ff.; Derselbe, Die prozessuale Aktualität in 

Griechenland, in FS für W. Henckel, 1995, S. 437 ff.; Derselbe, Die Funktion und die Rolle der obers-

ten Gerichtshöfe Griechenlands, in FS für H.F. Gaul, 1997, S. 289 ff.; N.K. Klamaris - G.Orfanidis - 

S.Koussoulis - D.Tsikrikas - N.Katiforis, Neuere Entwicklungen im nationalen und europäischen Zi-

vilprozeßrecht in Griechenland, ZZP Int. 3 (1998), S. 161 ff.; N.K. Klamaris, Die Grundstruktur des 

griechischen Zwangsvollstreckungsrechts als des effektiven Teils des prozessualen Grundrechts auf 

Justizgewährung, in FS für H. Nakamura, 1996, S. 253 ff.; N.K. Klamaris-G.Orfanidis, Die Zwangs-

vollstreckung der gerichtlichen Entscheidungen und die Vollstreckungsmittel der Gerichte nach dem 

griechischen Zivilprozeßrecht, in Revue Hellénique de Droit International, 38/39 (1985-1986), S. 

335-358; N.K. Klamaris, Enforcement of Court Orders and Judgements: Greece, in G. Walter-S. 

Baumgartner, Recognition and Enforcement of Foreign Judgements outside the Scope of the Brus-

sels and Lugano Conventions, Civil Procedure in Europe 3, S. 275 ff.; derselbe, Zum Stand des grie-

chischen Zwangsvollstreckungsrechts – eine zusammenfassende Skizze, ZZP 121 (2008), S. 475-502 

(mit vielen weiteren Nachweisen). 
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rien – der jeweils anhängigen Rechtsstreitigkeit kann immer – mit Recht oder nicht – 

die Gefahr einer diskriminierenden Verhandlung bzw. einer diskriminierenden Pro-

zessführung auftauchen. Und ist es selbstverständlich, dass eine prozessuale Diskri-

minierung ein eklatanter Verstoß gegen das Postulat und den Grundsatz des gerech-

ten Verfahrens ist.  

2.2. Das griechische internationale Zivilprozessrecht kann in dieser Hinsicht als ein „ent-

nationalisiertes“ Recht betrachtet werden, welches auf die Grundsätze des gerech-

ten Verfahrens beruht: Hauptzeichen dieser „Entnationalisierung“ ist unter anderem 

auch die Regelung in Bezug auf die Gerichtsbarkeit und die internationale Zuständig-

keit der griechischen Zivilgerichte. So unterliegen nach Art. 3 (3)4 gr. ZPO der Ge-

richtsbarkeit der griechischen Zivilgerichte Inländer und Ausländer, sofern die Zu-

ständigkeit eines griechischen Gerichts gegeben ist. D.h. dass Kriterium für die inter-

nationale Zuständigkeit der griechischen Zivilgerichte nicht die Nationalität, bzw. die 

Staatsangehörigkeit, sondern, im Regelfall, die örtliche Zuständigkeit ist. Sofern die 

griechischen Zivilgerichte örtlich zuständig sind, sind sie zugleich auch international 

zuständig, um über die betreffende Rechtsstreitigkeit zu entscheiden. 

Auf Grund dieser grundsätzlichen Regelung der griechischen ZPO ist es darauf hin-

zuweisen, dass die Regelung der griechischen ZPO in Bezug auf die örtliche Zustän-

digkeit, bzw. auf die Gerichtsstände, eine doppelte Regelungsfunktion aus zivilpro-

zessualer Sicht erfüllt. Einerseits wird durch die Regelung über die örtliche Zustän-

digkeit unmittelbar geregelt, in welchem aus geographischer / lokaler / örtlicher 

Sicht griechischen Zivilgericht eine Klage erhoben werden muss und andererseits 

wird durch dieselbe Regelung – allerdings in Verbindung mit der obigen grundlegen-

den Vorschrift des Art. 3 (3) gr. ZPO – mittelbar auch die Gerichtsbarkeit / internati-

onale Zuständigkeit geregelt.  

 

3. Das prozessuale Grundrecht auf Justizgewährung am Beispiel der griechischen 

Rechtsordnung
5
 

3.1.    Nach Art. 20 Abs. 1 der griechischen Verfassung vom 11.6.1975 hat jedermann das 

                                                           
4
  Die in Klammern gesetzten ZPO – Artikel beziehen sich auf die Nummerierung der ursprünglichen 

Fassung (1968-1971) der ZPO (der Textwortlaut der Vorschriften ist aber in vielen Fällen geändert 

worden). Dieser anfänglichen Nummerierung entspricht auch die von Baumgärtel und Rammos 

bearbeitete Ubersetzung der ZPO in deutscher Sprache [Baumgärtel / Rammos Das griechische Zi-

vilprozess – Gesetzbuch mit Einführungsgesetz, 1989, Köln, Berlin, Bonn, München]. 
5
  Siehe unter anderen : N. K. Klamaris, Das prozessuale Grundrecht auf Justizgewährung am Beispiel 

der griechischen Rechtsordnung, Festschrift für Karl Heinz Schwab zum 70. Geburtstag München, 

1990, S. 268-276. 
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Recht auf Gewährung von Rechtsschutz durch die Gerichte sowie das Recht, vor Ge-

richt seine Rechte und Interessen nach Maßgabe der Gesetze geltend zu machen. 

Die griechische Theorie und Rechtsprechung ist sich darin einig, daß Art. 20 Abs. 1 

griech. Verfassung nach seinem klaren Wortlaut die gesetzliche, sogar verfassungs-

rechtliche Grundlage des prozessualen Grundrechts auf Justizgewährung und auf 

Zugang zu den Gerichten bildet.  

3.2. Wegen des eindeutigen Wortlauts des Art. 20 Abs. 1 griech. Verfassung ist auch die 

Frage, ob das Recht auf Justizgewährung und auf Zugang zu Gericht als subjektives 

Grundrecht garantiert ist, in Griechenland bejaht worden. Sowohl der eindeutige 

Wortlaut der Verfassungsnorm wie ihre Stellung im Grundrechtsteil der Verfassung 

sprechen zweifellos für den Grundrechtscharakter des Rechts auf Justizgewährung 

und auf Zugang zu Gericht. Die verfassungsrechtliche und/bzw. auch menschen-

rechtliche Qualität dieser Rechte folgt auch aus anderen Vorschriften: Aus griechi-

scher Sicht ist Art. 6 Abs. 1 der Europäischen Menschenrechtskonvention zu nennen. 

Darüber hinaus ergibt sich das Grundrecht aus weiteren Vorschriften der griechi-

schen Verfassung, die zwar primär einen anderen Regelungsgegenstand haben, die 

aber mittelbar auch das Recht auf Justizgewährung garantieren, und zwar entweder 

umfassend oder für bestimmte Arten von Rechtsstreitigkeiten.  

3.3.   Das Recht auf Justizgewährung bzw. auf Rechtsschutz ist in Art. 20 Abs. 1 griech. 

Verfassung 1975 nicht lediglich als eine Richtlinie, sondern als ein echtes verfas-

sungsrechtlich garantiertes prozessuales Grundrecht vorgesehen. Darüber hinaus 

handelt es sich um ein auch menschenrechtlich garantiertes prozessuales Grund-

recht. Hierauf hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte im Rahmen sei-

ner Auslegung des Art. 6 Abs. 1 EMRK bereits öfters hingewiesen. 

3.4.   Nach griechischem Recht steht das prozessuale Grundrecht auf Rechtsschutz jeder 

natürlichen und juristischen Person des privaten wie des öffentlichen Rechts zu. 

Rechtsträger sind nicht nur Inländer, sondern auch ausländische natürliche oder ju-

ristische Personen. Das Grundrecht auf Gerichtsschutz darf nicht anhand von quanti-

tativen oder qualitativen Kriterien beschränkt oder aufgehoben werden.  

3.5. Zur weiteren Konkretisierung kann man das prozessuale Grundrecht auf Justizge-

währung und auf Zugang zu Gericht vertikal (quantitativ) und horizontal (qualitativ) 

unterteilen. Diese Konkretisierung dient der teleologischen Erfassung von Inhalt, 

Umfang, Funktion und Wirkung des obigen Grundrechts. Aus der vertikalen (quanti-

tativen) Konkretisierung läßt sich ableiten, daß das allgemeine Grundrecht auf Ge-
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richtsschutz folgende Teilgrundrechte beinhaltet: das Recht auf Erlaß eines Urteils in 

der Hauptsache, das Recht auf Anordnung von Sicherungsmaßnahmen – bzw. auf 

provisorischen Rechtschutz – und das Recht auf Zwangsvollstreckung. Dagegen be-

deutet die horizontale (qualitative) Konkretisierung, daß der Gerichtsschutz voll-

ständig, wirksam, kontrollierbar, überzeugend und schnell sein muß. Für die nähere 

Inhaltsbestimmung und den Umfang der Konkretisierung des Rechts auf Justizge-

währung ist dabei folgendes zu berücksichtigen: Nach Art. 20 Abs. 1 der griech. Ver-

fassung sind Gegenstand des subjektiv prozessualen und zugleich verfassungsrechtli-

chen Rechts auf Justizgewährung bzw. auf Rechtsschutz nicht nur die verletzten sub-

jektiven materiellen Rechte, sondern auch bloße Interessen des jeweiligen Rechtsin-

habers. 

Durch Art. 20 Abs. 1 der griech. Verfassung erhalten zwar nicht alle einzelnen pro-

zessualen Rechte und Möglichkeiten den Charakter subjektiver Verfassungsrechte. 

Dennoch darf man m. E. nicht übersehen, daß das Recht auf Justizgewährung in der 

Verfassung vorgesehen ist, um wirklichen, materiellen Rechtsschutz und nicht nur 

eine lediglich formelle Justizgewährung und ein lediglich formelles gerichtliches Ver-

fahren zu gewährleisten. Bei der Ermittlung des Inhalts von Art. 20 Abs. 1 griech. 

Verfassung sind daher alle funktionellen und strukturellen Elemente einer vollstän-

digen, wirklichen Justizgewährung mit zu berücksichtigen.  

Eine ähnliche Überlegung gilt auch für den Vorbehalt in Art. 20 Abs. 1 griech. Verfas-

sung, wonach das Recht auf Justizgewährung nur nach Maßgabe der Gesetze be-

steht. Dieser Vorbehalt bedeutet zweierlei: Die Bestimmung der Einzelvorausset-

zungen für die Ausübung des Rechts auf Justizgewährung fällt in die Zuständigkeit 

des einfachen Gesetzgebers. Dieser kann und darf die Voraussetzungen für die Aus-

übung des Rechts auf Gerichtsschutz bestimmen. Hervorzuheben ist jedoch, daß die 

Ausfüllung des verfassungsrechtlichen Vorbehalts „nach Maßgabe der Gesetze" die 

Ausübung des Rechts auf Justizgewährung nicht derart erschweren darf, daß dies 

praktisch einer Aufhebung des Rechts gleichkäme. Bei der Regelung der Vorausset-

zungen für die Ausübung des Rechts auf Rechtsschutz hat daher der einfache Ge-

setzgeber die Zielsetzung dieses Rechts sowie die Funktion der Justiz und der Ge-

richte zu beachten. Nur Voraussetzungen, die sich teleologisch konform mit dem 

Prozeßzweck, der Justizgewährung und der Funktion der Rechtsprechung im Rah-

men des von der griechischen Verfassung garantierten Rechtsstaates einordnen las-

sen, sind wirklich verfassungsmäßig.  
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3.6. Eine quantitative Konkretisierung führt – wie gesagt – zu einer inhaltlichen und 

funktionsgerechten Aufteilung des Rechts auf Justizgewährung in folgende Teil-

rechte: 

3.6.1. Das Recht auf Erlaß einer Entscheidung zur Hauptsache. Dieses Recht ist eine Folge 

einer teleologischen Betrachtung der Rechtsprechungsfunktion, die im Erlaß einer 

„Entscheidung" liegt. Selbstverständlich kann diese auch lediglich in einer „Proze-

ßentscheidung" bestehen, etwa wenn eine Prozeßvoraussetzung fehlt und die Klage 

aus diesem Grunde durch Prozeßurteil als unzulässig abgewiesen wird.  

3.6.2. Das Recht auf Anordnung von Sicherungsmaßnahmen (Recht auf Erlaß einstweiliger 

Verfügungen, bzw. Recht auf provisorischen Rechtsschutz). Die verfassungsrechtliche 

Grundlage dieses speziellen prozessualen Rechts ergibt sich aus der Pflicht zur 

schnellen Justizgewährung.  

3.6.3. Das Recht auf Zwangsvollstreckung6. Das Recht auf Zwangsvollstreckung stellt eine 

condicio sine qua non des Inhalts und des Funktionierens des Rechts auf Justizge-

währung dar. Erst mit der Garantie der Zwangsvollstreckung wird der Gerichtsschutz 

und die Justizgewährung vollständig. Aus der verfassungsrechtlichen Garantie der 

Zwangsvollstreckung folgt selbstverständlich nicht, daß diese schrankenlos betrie-

ben werden könnte. Gerade weil die Zwangsvollstreckung die „harte Seite" der Jus-

tizgewährung bildet, muß sie in einer Art und Weise betrieben werden, die die ver-

fassungsrechtliche Ordnung und die von der Verfassung geschützten subjektiven 

Rechte usw. respektiert. Dies bedeutet vor allem, daß die Zwangsvollstreckung nicht 

die verfassungsmäßig geschützte Menschenwürde des Vollstreckungsgegners ver-

letzen darf. Darüber hinaus darf die Zwangsvollstreckung nur im Rahmen der Gren-

zen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes betrieben werden. Sie dient weder den 

einseitigen Interessen des Vollstreckungsgläubigers noch denen des Vollstreckungs-

schuldners. Infolgedessen muß die Zwangsvollstreckung ohne Härte, ohne Rechts-

mißbrauch und unter Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes betrieben 

werden. Freilich muß die Zwangsvollstreckung auch zur effektiven Befriedigung des 

                                                           
6
  Vgl. auch: N.K. Klamaris, Die Grundstruktur des griechischen Zwangsvollstreckungsrechts als des 

effektiven Teils des prozessualen Grundrechts auf Justizgewährung, in FS für H. Nakamura, 1996, 

S. 253ff.; N. Klamaris - G. Orfanidis, Die Zwangsvollstreckung der gerichtlichen Entscheidungen und 

die Vollstreckungsmittel der Gerichte nach dem griechischen Zivilprozeßrecht, in Revue Hellénique 

de Droit International, 38/39 (1985-1986), S. 335-358; N. Klamaris, Enforcement of Court Orders 

and Judgements: Greece in G. Walter - S. Baumgartner, Recognition and Enforcement of Foreign 

Judgements outside the Scope of the Brussels and Lugano Conventions, Civil Procedure in Europe 

3, S. 275 ff. derselbe, Zum Stand des griechischen Zwangsvollstreckungsrechts – eine zusammen-

fassende Skizze, ZZP 121 (2008), S. 475-502 (mit vielen weiteren Nachweisen). 
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Gläubigers führen.  

3.7.  Aus der qualitativen Konkretisierung des Rechts auf Justizgewährung ergeben sich 

ebenfalls weitreichende Folgerungen in Bezug auf den Begriffsinhalt und auf die da-

raus Ableitung von prozessualen Teilrechten. Zum Inhalt des Rechts auf Justizge-

währung gehört, daß diese effektiv, wirksam, schnell, umfassend, unter Richtigkeits-

garantien, überzeugend und überprüfbar erfolgen muß. Demgemäß enthält das ver-

fassungsrechtlich garantierte Recht auf Justizgewährung folgende prozessuale Teil-

rechte, die ebenfalls an der verfassungsrechtlichen Garantie teilhaben: das Recht 

auf freien Zugang zu den Rechtsprechungsorganen; das Recht zum persönlichen Er-

scheinen oder zur freien Wahl eines Vertreters vor Gericht; das Recht vor Gericht 

Tatsachen- und Rechtsbehauptungen aufzustellen; das Recht am Verfahren und an 

der Verhandlung teilzunehmen; das Recht auf Beweis; das Recht, an einem Prozeß 

als Dritter teilzunehmen, wenn dieser eigene Rechte und Interessen gefährden 

könnte; das Recht auf Rechtsmittel und das Recht auf Rechtskraft. Von diesen Teil-

rechten verdienen besondere Beachtung das Recht auf Beweis und das Recht auf 

Rechtsmittel. Beide stehen oft im Mittelpunkt der wissenschaftlichen Auseinander-

setzung.  

3.7.1. Das Recht auf Beweis. Aus der verfassungsrechtlichen Garantie des prozessualen 

Rechts auf Beweis folgt zunächst, daß der Staat verpflichtet ist, in der Prozeßord-

nung Beweismittel zuzulassen, die eine Aufklärung der wahren Sachlage ermögli-

chen. Sodann muß den Parteien das Recht garantiert werden, die geeigneten Be-

weismittel konkret vorzubringen, und das Gericht verpflichtet sein, diese Beweismit-

tel zu berücksichtigen und zu bewerten. Das Recht auf Beweis ist ein wesentlicher 

Bestandteil des Rechts auf Gerichtsschutz. Denn dieser wäre für die Parteien je nach 

den Umständen des Einzelfalles letztlich bedeutungslos und zwecklos, wenn ihnen 

die Möglichkeit verwehrt wäre, die Wahrheit ihrer Behauptungen und der für sie 

günstigen Tatsachen mit Hilfe von Beweismitteln nachzuweisen. Somit folgt aus der 

Natur der Sache, daß die verfassungsrechtliche Garantie des Rechts auf Gerichts-

schutz als Teilrecht auch die Garantie des Rechts auf Beweis und für die Gegenpartei 

die Garantie des Rechts auf Gegenbeweis umfaßt. Hieraus folgt, daß ein vollständi-

ger Ausschluß oder eine wesentliche Beschränkung des Rechts auf Beweis verfas-

sungswidrig ist. Gleiches gilt für einen wesentlichen Ausschluß von Beweismitteln. 

Auch ein genereller, vollständiger Verzicht auf das Recht auf Beweis (durch einen 

Prozeßvertrag) widerspricht der verfassungsrechtlichen Rechtsschutzgarantie. Wie 
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jedes Recht unterliegt freilich auch die verfassungsrechtliche Garantie des Rechts 

auf Beweis Schranken durch die allgemeinen und besonderen Verbotsnormen. Un-

zulässig ist etwa eine mißbräuchliche Ausübung des Rechts auf Beweis, z. B. durch 

Verwendung widerrechtlich erlangter Beweismittel. 

3.7.2. Das Recht auf Rechtsmittel. Ob die verfassungsrechtliche Garantie des Gerichts-

schutzes auch das Recht auf Rechtsmittel bzw. ein Recht auf Gerichtsschutz in meh-

reren Instanzen umfaßt, ist öfters und mehrfach aktuell geworden. Die Gerichte ver-

treten in ständiger Rechtsprechung die Meinung, die Verfassung garantiere kein 

Recht auf ein Rechtsmittel. Die Meinungen in der Lehre sind geteilt. Ich selbst bin 

der Ansicht, daß das griechische Verfassungsrecht auch ein grundsätzliches und all-

gemeines / generelles Recht auf Rechtsmittel garantiert.  

 

4. Die prozessuale Gleichstellung von Inländern und Ausländern als Postulat und ent-

scheidender Prüfstein der gerechten Verhandlung
7
 

4.1. Im modernen demokratischen Staat ist im Hinblick auf die prozessuale Behandlung 

eine Unterscheidung zwischen In- und Ausländern nicht vertretbar. Eine ausländi-

sche (natürliche oder juristische) Person darf lediglich aufgrund dieser Eigenschaft in 

Bezug auf die Durchführung und den Ausgang des Prozesses nicht in einer schlechte-

ren Position gebracht werden. Es muß aber auch betont werden, daß wie eine dis-

kriminierende zivilprozessrechtliche Behandlung der ausländischen Prozessteilneh-

mer im Vergleich zu der Behandlung der inländischen Prozessteilnehmer nicht er-

laubt ist, so darf und soll ebenfalls im gleichen Masse eine ungünstige zivilprozess-

rechtliche Behandlung der inländischen Prozessteilnehmer jeglichen Staates nicht 

erlaubt werden. Dies gilt im Vergleich zu der prozessualen Behandlung der ausländi-

schen Parteien allgemein oder zu der Behandlung einer konkreten ausländischen 

Partei bzw. einer bestimmten Gruppe von Parteien. 

4.2. Bezüglich der einzelnen Verfahrensrechte der ausländischen Prozessparteien gilt 

meiner Ansicht nach im allgemeinen folgendes: 

                                                           
7
  In Bezug auf die prozessuale Gleichbehandlung von Inländern und Ausländern siehe unter ande-

rem: P. Gottwald, Die Stellung des Ausländers im Prozeß, in Grundfragen des Zivilprozeßrechts — 

die internationale Dimension — Bielefeld/Athen, S. 3-99 und N.K.Klamaris, Der Ausländer im Pro-

zeß, in Grundfragen des Zivilprozessrechts — die internationale Dimension — Bielefeld/Athen, S. 

101-183. Die griechische Verfassung (Art. 20 Abs. 1) garantiert das Recht auf Justizgewährung 

gleich Inländern und Ausländern ohne irgendeine qualitative oder quantitative Differenzierung 

[siehe: N.K.Klamaris, Das prozessuale Grundrecht auf Justizgewährung am Beispiel der griechi-

schen Rechtsordnung, in Festschrift für K.H. Schwab zum 70. Geburtstag, München 1990, S. 269 ff. 

(270)].  
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Die ausländische Partei (natürliche oder juristische Person des privaten oder des öf-

fentlichen Rechts) hat den Justiz – und Rechtschutzgewährungsanspruch in dem 

gleichen Maß, in dem dieses Recht den inländischen natürlichen oder juristischen 

(des privaten oder des öffentlichen Rechts) Personen zusteht. Diese Auffassung, die 

in der letzten Zeit unter anderen besonders deutlich auch von E. Schumann vertre-

ten wird, muß für alle Rechtsordnungen der zivilisierten rechtsstaatlicher Länder all-

gemein erkannt werden. Es ist aber selbstverständlich, daß auf internationaler Ebe-

ne und in allen rechtsstaatlicher Rechtsordnungen im einzelnen wegen der wesentli-

chen Unterschiede, die in den prozessualen Regelungen, aber auch im Schrifttum 

und in der Rechtsprechung der verschiedenen Staaten existieren, keine Einigkeit be-

stehen kann.  

4.3. Meiner Ansicht nach umfaßt der allgemeine Justiz – bzw. Rechtsschutzgewährungs-

anspruch folgende prozessuale Teilansprüche und Teilrechte: 

4.3.1. Das prozessuale Recht auf Anrufung der rechtsprechenden Organe, die zur Justiz – 

bzw. Rechtsschutzgewährung in der Form der Erlasses einer Entscheidung zur 

Hauptsache vorgesehen sind. Dieser verfahrensrechtliche Anspruch bedeutet gleich-

zeitig, daß den ausländischen Prozessparteien – natürlichen oder Juristischen Perso-

nen des privaten oder des öffentlichen Rechts – die Möglichkeit eingeräumt werden 

muß, über den durchgeführten Prozess und den Termin der mündlichen Verhand-

lung möglichst frühzeitig und vor allem rechtzeitig sich zu erkundigen. Sie muß die 

Partei - und Prozessfähigkeit wie eine inländische Partei (natürliche oder Juristische 

Person des privaten oder des öffentlichen Rechts) haben. Allgemein sind die Prozeß-

voraussetzungen ähnlich wie bei einer inländischen Partei (natürlichen oder juristi-

schen Person) zu beurteilen. 

4.3.2. Den prozessualen Anspruch vor den Gerichten zu erscheinen, und Tatsachen - und 

Rechtsbehauptungen geltend zu machen. 

4.3.3. Das Recht, daß der gesetzliche Richter nicht auf andere Art und Weise als für die in-

ländischen Parteien bestimmt wird. Dies bedeutet unter anderem auch, daß die be-

sonderen Voraussetzungen, nach denen abstrakt die internationale Zuständigkeit 

sowie die sachliche, örtliche und funktionelle Zuständigkeit festgelegt wird, auch für 

die ausländischen Parteien (natürliche oder juristische Personen des privaten oder 

des öffentlichen Rechts) zu gelten haben. Es dürfen z.B. keine besonderen Gerichts-

stände vorgesehen werden, die zugunsten oder zulasten nur der Ausländer oder nur 

der Inländer wirken. Die Maßstäbe hierfür dürfen nicht auf den Inländer oder den 
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Ausländer zugeschnitten sein, so daß die konkrete günstige oder ungünstige Regel-

ung vorgegeben ist, bzw. sein wird. 

4.3.4. Den verfahrensrechtlichen Anspruch, daß die Säumnis nicht in anderer Weise, als 

dies für die inländischen Parteien bestimmt ist, geregelt wird. 

4.3.5. Den verfahrensrechtlichen Anspruch der Geltendmachnung und des Vorbringens der 

geeigneten Beweismittel, so daß der ausländischen Partei die Möglichkeit einge-

räumt wird, die Wahrheit ihrer Behauptungen unter Beweis zu stellen bzw. glaubhaft 

zu machen. Im Rahmen des Beweisverfahrens darf es keine Differenzierung zwischen 

den ausländischen und den inländischen Parteien im Hinblick auf den Beweisantritt, 

die gesetzlich anerkannten Beweismittel, die Beweislast und die Beweiswürdigung 

geben. 

4.3.6. Den verfahrensrechtlichen Anspruch, an einem zwischen anderen Parteien schwe-

benden Prozeß, ohne eine diskriminierende Behandlung im vergleich zu der inländi-

schen Parteien, teilzunehmen, soweit sie daran ein rechtliches Interesse hat. 

4.3.7. Den verfahrensrechtlichen Anspruch unter den gleichen Voraussetzungen wie die 

inländischen Parteien, eine Entscheidung zum Zwecke ihrer Abänderung vor den hö-

heren Instanzen anfechten zu können. 

4.3.8. Den verfahrensrechtlichen Anspruch, in gleichem Maße wie die Partei die Anord-

nung von Maßnahmen des einstweiligen Rechtsschutzes beantragen zu können. 

4.3.9. Der Rechtsschutz, bzw. der justizielle Schutz muß sowohl den ausländischen wie den 

inländischen Parteien Personen gleich gewährt werden. Entscheidungen, Verfügun-

gen, Anordnungen usw. müssen die gleichen Wirkungen (Rechtskraft, Vollstreckbar-

keit usw.) für die inländische und für die ausländische Partei entfalten. 

4.3.10. Der verfahrensrechtliche Anspruch, die Vollstreckung der gerichtlichen Entscheidung 

und die Hilfe der Vollstreckungsorgane beantragen zu können. 

4.4. Die Frage, welche prozessualen Ansprüche die ausländische Partei hat und wie sie 

diese geltend machen kann, beurteilt sich nach der lex fori. Die prozessualen An-

sprüche werden also nach der jeweiligen lex fori beurteilt und werden im Raum des-

selben fori geltendgemacht. Aus diesem Grunde ergibt sich bezüglich des verfah-

rensrechtlichen Status der ausländischen Partei nicht die Frage, die sich bezüglich 

des materiellen Status der ausländischen Partei stellt. Dort wird auf der Grundlage 

einer anderen Rechtsordnung die Rechts- und Geschäftsfähigkeit beurteilt, während 

sich diese Fähigkeit im Rahmen einer anderen Rechtsordnung entfaltet. 

Der prozessuale Status, die prozessualen Rechte und die Fähigkeit der ausländischen 
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juristischen Person, Prozesshandlungen vorzunehmen, können sich nicht in einem 

größeren Maß als die entsprechenden Befugnisse entfalten, die das Recht des fori 

(des inländischen Staates, bzw. Zweitstaates) für die inländischen Parteien vorsieht. 

4.5. Wie im Fall der inländischen Parteien (natürlichen und juristischen Personen) setzt 

auch die Anerkennung des Rechtsschutzgewährungsanspruches der ausländischen 

Parteien (natürlichen und juristischen Personen) voraus – bzw. umfaßt als notwen-

dige conditio sine qua non – daß der Rechtsschutzgewährungsanspruch vor unab-

hängigen Justiz – bzw. Rechtsprechungsorganen geltend gemacht wird. Die Frage 

der Unabhängigkeit und der Objektivität der rechtsprechenden Organe hat insbe-

sondere für die ausländischen Parteien (natürlichen und juristischen Personen) eine 

größere Bedeutung, als für die entsprechenden inländischen Parteien. Die Beson-

derheit liegt darin, daß die ausländischen Parteien eine andere Staatsangehörigkeit 

haben als die Richter, die ihren Rechtsschutzantrag, bzw. Justizschutzantrag auf 

Rechtsschutz beurteilen werden. Die inländischen Parteien haben dagegen dieselbe 

Staatsangehörigkeit. 

4.5.1. Es müssen also die Garantien getroffen werden, damit dieser Unterschied in der 

Staatsangehörigkeit zwischen ausländischen Parteien und inländischen Richtern in 

der Praxis nicht den Eindruck erweckt, daß dieser Unterschied eine nachteilige pro-

zessuale Behandlung der ausländischen Partei durch die inländischen Rechtspre-

chungsorgane zur Folge hat oder ermöglicht. 

4.5.2. Die Frage nach den Garantien der Unabhängigkeit und Objektivität der Richter stellt 

sich besonders, wenn über Anträge von Ausländern entschieden wird. Die ausländi-

sche Partei prozessiert nämlich in der Regel nicht mit einer in Bezug auf das forum 

(des konkreten Inlandes) ebenfalls ausländischen Partei, sondern gegen eine Partei, 

die in Bezug auf das forum (des konkreten Inlandes) auch die gleiche Staatsangehö-

rigkeit mit den Richtern hat. Es muß also abgesichert werden, daß die im Hinblick auf 

die Staatsangehörigkeit Differenzierung zwischen dem erkennenden Gericht und der 

ausländischen Partei einerseits und die im Hinblick auf die Staatsangehörigkeit Ge-

meinsamkeit zwischen dem erkennenden Gericht und der inländischen Partei ande-

rerseits keine nachteiligen Folgen für den Ausländer mit sich bringen. Auch der Ein-

druck einer solchen Benachteiligung soll tunlich vermieden werden. 

4.5.3. Das bedeutet, daß es nicht genügt, Regelungen vorzusehen, welche die Un-

abhängigkeit der Richter garantieren. Es sollen vielmehr Maßnahmen getroffen wer-

den, damit bei den Richtern keine Vorurteile gegen die ausländischen Parteien ent-
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stehen, - wenn sie Fälle entscheiden, in denen die eine Partei Ausländer ist und also 

eine andere Staatsangehörigkeit als der Richter hat, wobei die andere Inländer ist 

und also die gleiche Staatsangehörigkeit mit dem Richter hat. Ferner darf der Um-

stand der gleichen Staatsangehörigkeit zwischen dem erkennenden Richter und der 

Partei nicht zur Grundlage eines besonderen Verhältnisses oder Interesses werden, 

das zu einer für die inländische Partei günstige Entscheidung führt. Umgekehrt darf 

der Umstand der unterschiedlichen Staatsangehörigkeit zwischen dem erkennenden 

Richter und der Partei nicht zu Gleichgültigkeit bzw. Feindseligkeit führen, die der 

Grund für eine für die ausländische Partei ungünstige Entscheidung ist. 

4.5.4. Die Absicherung der tatsächlichen und normativen Objektivität und Unabhängigkeit 

der Gerichte hat noch größere Bedeutung in den Fällen, wo die ausländische Partei 

eine juristische Person ist. Aus der Natur der Tätigkeit und des Geschäftsverkehrs der 

juristischen Personen ergibt sich nämlich, dass die ausländischen juristischen Perso-

nen häufiger und viel mehr als die ausländischen natürlichen Personen Streitigkeiten 

mit inländischen juristischen Personen haben. Die letzten sind sogar oft inländische 

juristische Personen des Privatrechts, die mittelbar oder unmittelbar vom Staat kon-

trolliert werden, oder öffentlich-rechtliche juristische Personen oder sogar der Staat 

selbst, entweder in der Form der Verwaltung oder in der Form der öffentlich-

rechtlichen juristischen Person. 

Hier stellt sich in besonderer Weise die Frage der Absicherung der Unabhängigkeit 

der Justiz. Einerseits hat der Staat ein unmittelbares Interesse an den Prozes-

sausgang und andererseits verfügt er über verschiedene sichtbare oder unsichtbare 

Druckmittel, die den Ausgang des Prozesses beeinflussen können. Aus diesem Grund 

muß die Unabhängigkeit der Justiz gegenüber den Interventionen insbesondere der 

Exekutive abgesichert werden. Abgesehen nämlich von dem Streit zwischen dem 

Staat und der ausländischen Partei stellt die Exekutive die Hauptquelle dar, aus der 

die meisten Gefahren für die Unabhängigkeit der Justiz entstehen. 
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5. Die Hauptcharakteristika der transnationalen Zivilprozessordnung des „American 

Law Institute“
8
 

5.1. Die Tendenzen zur Rechtsglobalisierung und zur Rechtsmodellisierung erstrecken 

sich in den letzten Jahrzehnten auch in die Richtung des Zivilprozessrechts. Einen 

solchen wissenschaftlichen – und zugleich inoffiziellen gesetzgeberischen – Versuch 

zur Ausarbeitung eines solchen Modell – Zivilprozessgesetzes mit der Hoffnung – 

wenigstens aus der Seite seiner Regelungen und seiner Moderatoren – stellt vor al-

lem die Welt – Modell – Zivilprozessordnung, welche das amerikanische Rechtsinsti-

tut „American Law Institute“ und das Unidroit ausgearbeitet haben. 

5.2.  Die Prinzipien und die Regeln der obigen transnationalen Zivilprozessordnung wie-

derspiegeln an sich Grundansichten und grundlegende und in ihrer Mehrheit allge-

mein vertretenen Thesen und Regelungen der nationalen Zivilprozessgesetzen der 

rechtsstaatlichen Rechtsordnungen, oder auch der Zivilprozessrechtswissenschaft, 

der Zivilprozessrechtstheorie, der Zivilprozessrechtspraxis und der Zivilprozess-

rechtspolitik. 

5.3. Die Prinzipien der transnationalen Zivilprozessordnung sehen viele allgemein aner-

kannten Prozessgarantien, Prozessinstitutionen, Prozessrechte bzw. – möglichkeiten 

und Prozessrechtsbehelfe vor, wie z.B.: die Richterunabhängigkeit, die Richterobjek-

tivität und die, aus der Sicht der rechtswissenschaftlicher und der beruflicher Fähig-

keit, Richterkompetenz (Art. 1); die Regelung der internationalen Zivilgerichtsbarkeit 

nach objektiven Kriterien und ohne Ausschluss der Parteivereinbarungen (Art. 2); die 

Verfahrensgleichheit und im allgemeinen die prozessuale Gleichheit der Prozesspar-

                                                           
8
  The American Law Institute, Ali/Unidroit, Principles and Rules of Transnational Civil Procedure, 

Discussion Draft No. 4 (April 18, 2003). Siehe unter anderen : R. Stürner, Modellregeln für den 

internationalen Zivilprozess? Zum Stand eines gemeinsamen Vorhabens des American Law 

Institute und des Institut International pour l’Unification du Droit Privé (Unidroit), ZZP 112 (1999), 

S. 185-203; derselbe Règles transnationales de procedure civile? Quelques remarques d’ un 

Européen sur un nouveau projet commun de l’ American Law Institute et d’Unidroit, Revue 

Internationale de Droit Comparé, 2000, S. 845-865; derselbe, Some European Remarks on a New 

Joint Projekt of the American Law Institute and Unidroit, The International Lawyer, 2000, S. 1071-

1086; derselbe, Transnational Civil Procedure: Discovery and Sanktions Against Non-Compliance, 

Uniform Law Review, 2001, S. 871-886; derselbe, Die “Principles of Transnational Procedure”, 

ZZPInt 11 (2006), S. 381-414; derselbe, The Principles of Transnational Civil Procedure, An 

introduction to their Basic Conceptions, Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales 

Privatrecht, Band 69 (2005), S. 201-254 und (Materialien) S. 341-350; G.C. Hazard, jr. M. Taruffo, 

R. Stürner, A. Gidi, Introduction to the Rinciples and Rules of Transnational Civil Procedure, Journal 

of International Law and Politics, Volume 33, Number 3, 2001, S. 769-859; S. Guinchard, La 

procédure mondial modélisée: le projet de l‘ American Law Institute et d’Unidroit de principes et 

règles transnationaux de procédure civile, Recueil Dalloz, 2003, S. 2183-2189; José Carlos Barbosa 

Moreira, Le code – modèle de procédure civile pour l’Amerique latine de l’Institut Iber-Américain 

de Droit Processuel, ZZPInt 3 (1998), S. 437-445.  
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teien (Art. 3); das Recht der Parteien von einem Rechtsanwalt vertreten werden zu 

lassen und die Garantie für die berufliche Unabhängigkeit des Rechtsanwalts (Art. 4), 

das Recht der Parteien auf rechtliches Gehör, auf effektive und rechtzeitige Informa-

tion, auf Vornahme von Prozesshandlungen und Stellung von Anträgen und Behaup-

tungen, auf Beweis (Art. 5), das Recht den Porzeßverlauf sprachlich verstehen zu 

können und von den anderen Prozessbeteiligten verstanden zu werden (Art. 6), das 

Recht auf eine schnelle Prozesserledigung (Art. 7), den Erlass auf provisorische Maß-

nahmen – aber zugleich auch das Recht auf Schadensersatz wegen ungerechtfertigte 

provisorische Maßnahmen – (Art. 8), die grundsätzliche Struktur des Verfahrens im 

Rahmen dessen auch die Parteien ihre Behauptungen aufstellen und ihre Beweise 

bestimmen müssen (Art. 9), die Partei initiative für den Beginn und den weiteren 

Verlauf des Verfahrens (Art. 10), die Pflichten der Prozessparteien und der Rechts-

anwälte der Prozessparteien – darunter die Pflichte zur Redlichkeit (Treu und Glau-

be) und zur verantwortlichen Prozessführung (Art. 11), das Recht jeder Partei auf 

Anträgehäufung und das Recht der Dritten auf Prozessteilnahme, bzw. auf Interven-

tion (Art. 12), die Amicus Curiae Intervention (Art. 13), die grundsätzliche Verant-

wortung des Gerichts für den Verfahrensverlauf (Art. 14), die gerechte Regelung des 

Versäumnisverfahrens (Art. 15), das Recht auf Zugang zu Informationen und zu den 

Beweisen (Art. 16), die Macht, bzw. die Zuständigkeit, des Gerichts Sanktionen den 

Parteien aufzuerlegen (Art. 17), die Privilegien der Parteien in Bezug auf geschützte 

Interessen von ihnen (Art. 18), die mündliche und die schriftliche Verhandlung (Art. 

19), die Öffentlichkeit des Verfahrens aber auch die Ausnahmen von dem Grundsatz 

der Öffentlichkeit, in denen nämlich dass Verfahren mit „geschlossenen Türen“ un-

ter Ausschluss der Öffentlichkeit durchgeführt werden darf (Art. 20), die Beweislast 

und die richterliche Überzeugung von den Beweisen, bzw. von den Beweismitteln 

(Art. 21), die amtliche Macht des Gerichts für die Durchführung des Verfahrens (Art. 

22), die gerichtliche Entscheidung (Art. 23), den Prozessvergleich (Art. 24), die Pro-

zesskosten (Art. 25), die Vollstreckbarkeit der rechtskräftigen gerichtsentscheidun-

gen (Art. 26), das Rechtsmittel der Berufung (Art. 27), die Rechtshängigkeit und die 

Rechtskraft (Art. 28), die effektive Vollstreckung einer provisorischen Maßnahme 

(Art. 29), die Anerkennung von ausländischen Entscheidungen und ausländischen 

provisorischen Maßnähmen (Art. 30), die internationale justizielle Kooperation (Art. 

31). 

5.4. In ähnlicher Weise aber in präziser Formulierung mit besonderer Akribie und Aus-
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drucksgenauigkeit sehen auch die Regeln / Vorschriften (rules) der transnationalen 

Zivilprozessordnung allgemein anerkannte Prozessgarantien, Prozessinstitutionen, 

Prozessrechte bzw. – möglichkeiten und Prozessrechtsbehelfe vor, welche nach aus-

drücklicher Regelung (Art. 1) in konformer teleologischer Weise mit der Zielsetzung 

der Prinzipien der transnationalen Zivilprozessordnung ausgelegt werden müssen. 

Im einzelnen beziehen sich die Vorschriften der transnationalen Zivilprozessordnung 

auf folgende Themen / Materien : Die Tragweite der Anwendung auf grenzüber-

schreitende Rechtsverhältnisse (Art. 2), die sachliche und die funktionelle Zuständig-

keit (Art. 3) die Gerichtsbarkeit (Art. 4), die Häufung von Ansprüchen und die Inter-

vention von Dritten (Art. 5), die in gutachterweise Intervention seitens einer amici 

curiae (Art. 6), die Ladung (Art. 7), die Sprache des Verfahrens (Art. 8), die Unabhän-

gigkeit und die Unbefangenheit – bzw. die Objektivität der Gerichte (Art. 10) – wäh-

rend für die Zusammensetzung der Gerichte keine konkrete Regelung vorgeschlagen 

worden sind (Art. 9) – die Prozeßeinletende Schrift / Klage (Art. 11), den Inhalt der 

Klageschrift (Art. 12), die Verteidigung des Beklagten und die Erhebung von Wider-

klagen (Art. 13), die Änderung der Klageschrift (Art. 14), die Verwerfung der Klage 

durch Prozessbeschluss, Versäumnisverfahren und der Erlass von Versäumnisent-

scheidungen (Art. 15), der Vorschlag auf Schichtungsregulierung (Art. 16), die An-

ordnung von provisorischen Maßnahmen bzw. von Sicherheitsmaßnahmen (Art. 17), 

die Leitung des Verfahrens und der Verhandlung (Art. 18), die Beurteilung von Vor-

fragen (Art. 19), die Anordnungen des Gerichts an dritten (Art. 20), das Beweisver-

fahren (Art. 21), der Umtausch von Beweiselementen (Art. 22), die Zeugenaussage 

mittels eidesstaatliche Bestätigung (Art. 23), die Vertraulichkeit (Art. 24), die Taug-

lichkeit (Relevanz), und die Zulässigkeit von Beweiselementen (Art. 25), der Sachver-

ständigenbeweis (Art. 26), die Privilegien und die Verbote von Beweisen (Art. 27), 

die Annahme und die Effekte von Beweisen (Art. 28), die konzentrierte Finalver-

handlung (Art. 29), die Sitzungsprotokollen (Art. 30), die Finalverhandlung und die 

Entscheidung (Art. 31), die Kosten (Art. 32), die Rechtsmittel (Art. 33), die Annullie-

rung von Entscheidungen (Art. 34), die Vollstreckung von Entscheidungen (Art. 35) 

und schließlich die Anerkennung von ausländischen Entscheidungen und die justi-

zielle Zusammenarbeit (Art. 36). 
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6. Gerichtsbarkeit / internationale Zuständigkeit der griechischen Zivilgerichte, Inter-

nationale Rechtshängigkeit, Forum non conveniens und Anti-suit injunctions aus 

der Sicht des griechischen autonomen internationalen Zivilprozessrechts 

6.1. Es wurde oben darauf hingewiesen, dass nach der grundsätzlichen Regelung der 

Vorschrift des Art. 3 gr. ZPO der griechischen Zivilgerichte – bzw. der internationalen 

Zivilgerichtsbarkeit / internationalen Zuständigkeit der Zivilgerichte von Griechen-

land – ohne irgendeine Nationalitätsdifferenzierung Inländer und Ausländer unter-

liegen, sofern die Zuständigkeit eines griechischen Zivilgerichts gegeben ist. Als „Zu-

ständigkeit“ in der Vorschrift des Art. 3 gr. ZPO ist die örtliche Zuständigkeit ge-

meint. Daraus folgt, dass die griechischen Zivilgerichte international zuständig sind, 

über die betreffende Rechtsstreitigkeiten zu entscheiden unter der Voraussetzung, 

dass sie örtlich zuständig sind. Nach dieser Haupt – und Grundsatzregelung der grie-

chischen ZPO Kriterium für die internationale Zivilgerichtsbarkeit der griechischen 

Zivilgerichte sind nicht die Staatsangehörigkeit der Prozessparteien, sondern Ele-

mente lokaler / geographischer Natur aus der Sicht entweder des allgemeinen Ge-

richtsstands oder der entsprechenden anspruchsbegründeten oder im Gegenteil der 

anspruchsvernichtenden Tatsachen. Auf Grund dieser grundlegenden ZPO-Regelung 

wird es treffend erwähnt, das die internationale Zuständigkeit die „Komponente" - 

bzw. der gemeinsame Nenner - der einzelnen Gerichtsstande bzw. der einzelnen ört-

lichen Zuständigkeiten ist. 

Folgerichtig um die Frage zu beantworten, ob in einer Konkreten Rechtsstreitigkeit 

mit Auslandsbezug die griechischen Zivilgerichte international zuständig sind, über 

die entsprechende eingelegte Klage zu entscheiden, oder stattdessen nicht internati-

onale zuständig sind, über die entsprechende eingelegte Klage zu entscheiden, muss 

man vorher die Frage beantworten, ob für die konkrete Klage überhaupt ein griechi-

sches Zivilgericht örtlich zuständig ist, über die mit Auslandsbezug eingelegte Klage zu 

entscheiden, ist es zugleich international zuständig darüber zu entscheiden; und um-

gekehrt: Wenn ein griechisches Zivilgericht nicht örtliche zuständig ist, über die mit 

Auslandsbezug eingelegte Klage zu entscheiden, dann fehlt es ihm auch die internati-

onale Zuständigkeit mit dieser Rechtsstreitigkeit zu befassen und darüber zu ent-

scheiden. 

6.1.1. Die örtliche Zuständigkeit ist also auf Grund dieser Regelung des Art. 3 gr. ZPO das 

Kriterium und die Grundlage für die internationale Zuständigkeit / Gerichtsbarkeit 

der griechischen Zivilgerichte. In diesem Sinne ergibt sich das Vorliegen oder im Ge-
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genteil das Fehlen der örtlichen Zuständigkeit aus der entsprechenden Regelung des 

autonomen griechischen Zivilprozessrechts, d.h. der griechischen Zivilprozessord-

nung.  

6.1.2. Die örtliche Zuständigkeit beruht aus der Sicht ihrer Rechtsgrundlage nach der ent-

sprechenden zivilprozessualen Gesetzgebung einerseits unmittelbar auf die gesetzli-

che Regelung, andererseits auf die Parteivereinbarungen und schließlich auf die ge-

richtliche Bestimmung. Allerdings werden sowohl die Parteivereinbarung als auch 

die gerichtliche Bestimmung als Rechtsgrundlagen für die örtliche Zuständigkeit von 

der griechischen Zivilprozessordnung ausdrücklich und aus führlich vorgesehen und 

geregelt, so dass auch in Bezug darauf mittelbare Rechtsgrundlage der örtlichen Zu-

ständigkeit das Gesetz, bzw. die entsprechende gesetzliche Regelung der griechi-

schen ZPO ist. 

6.1.3. Die griechische ZPO sieht einerseits die allgemeine örtliche Zuständigkeit, bzw. den 

allgemeinen Gerichtsstand, und andererseits die besondere örtliche Zuständigkeit 

bzw. die besonderen Gerichtsstände.  

6.2. Im autonomen griechischen Zivilprozessrecht findet sich keine eigentliche Vorschrift 

speziell in Bezug auf die Regelung der internationalen Rechtshängigkeit. Als Basisre-

gelung, bzw. als Hauptrechtsgrundlage, für die Betrachtung der internationalen 

Rechtshängigkeit aus der Sicht der griechischen Zivilprozessordnung9 dient Art. 222 

(225) gr. ZPO und Art. 323 (339) gr. ZPO. Die Vorschrift des Art. 222 (225) gr. ZPO re-

gelt an sich die interne Rechtshängigkeit und lautet wie folgt: «1. Nach dem Eintritt 

der Rechtshängigkeit und bis zu ihrem Wegfall kann über denselben Gegenstand 

zwischen denselben Parteien, soweit sie in derselben Parteistellung auftreten, vor 

keinem anderen Gericht ein neuer Prozeß geführt werden. 2. Wird während der 

Rechtshängigkeit eine andere Klage, Widerklage oder Hauptintervention erhoben 

oder gegenüber demselben Gegenstand des Rechtsstreits die Einrede der Aufrech-

nung geltend gemacht, so wird die Verhandlung hierüber bis zur Erledigung des ers-

ten Rechtsstreits sowohl auf Einrede als auch von Amts wegen ausgesetzt». 

6.2.1.  Ein wichtiges Charakteristikum dieser griechischen autonomen Regelung liegt darin, 

dass Art. 222 (225) gr. ZPO als prozessuale Konsequenz des Vorliegens der Rechts-

hängigkeit die Aussetzung des zeitlich späteren Verfahrens – auf Grund einer nach-

folgenden Klage, Widerklage, Hauptintervention usw. – vorsieht. Das autonome 

                                                           
9
  Siehe K.D. Kerameus, Rechtsvergleichende Bemerkungen zur international Rechtshängigkeit, Fest-

schrift für Karl Heinz Schwab zum 70. Geburtstag, München, 1990, S. 257-268. 
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griechische Zivilprozessrecht unterscheidet sich also von denjenigen nationalen Zi-

vilprozessgesetzgebungen, welche als prozessuale Konsequenz im Falle des Vorlie-

gens der Rechtshängigkeit die Prozessabweisung der zeitlich später eingelegten Kla-

ge usw. vorsehen, wie z.B. dies die Fall nach der h.M. in Deutschland mit der Rege-

lung der deutschen ZPO (§ 261 Abs. 3 S. 1 ZPO) ist 10. 

6.2.2.  Es ist klar, dass das Fehlen einer konkreten diesbezüglichen Vorschrift für die Rege-

lung der ausländischen Rechtshängigkeit auch als Argument für die Vertretung der 

Meinung gedient hat, dass für das griechische autonome Zivilprozessrecht nur die in-

ländische Rechtshängigkeit berücksichtigt wird, während im Gegenteil die ausländi-

sche Rechtshängigkeit völlig unbeachtlich ist. Gegen diese Meinung sprach allerdings 

die Regelung des Art. 323 (339) gr. ZPO, welcher in seiner anfänglicher (1968-1971) 

Formulierung – damals als Art. 333 gr. ZPO – wie folgt lautete : «Vorbehaltlich der 

Bestimmungen von internationalen Verträgen ist das Urteil eines ausländischen Zivil-

gerichts wirksam und hat ohne weiteres Rechtskraftwirkung im Inland, wenn: 1) es 

nach dem Recht des Verkündungsortes Rechtskraftwirkung hat; 2) die Sache nach 

den Vorschriften des griechischen Rechts der Gerichtsbarkeit des Staates unterliegt, 

dem das Gericht, welches das Urteil erlassen hat, angehört; 3) der unterlegenen Par-

tei das Recht zur Verteidigung und im allgemeinen das Recht zur Beteiligung im Pro-

zeß nicht entzogen worden ist, es sei denn, daß der Entzug in Anwendung einer Vor-

schrift erfolgte, die auch für die Angehörigen des Staates gilt, dem das Gericht, wel-

ches das Urteil erlassen hat, angehört; 4) es einem früheren Urteil eines inländischen 

Gerichts nicht widerspricht, welches in derselben Sache erlassen worden ist und wel-

ches gegenüber den Parteien, zwischen denen das ausländische Urteil erlassen wor-

den ist, Rechtskraftwirkung hat; 5) es nicht gegen die guten Sitten oder die öffentli-

che Ordnung verstößt». 

6.2.3.  Die erste griechische ZPO – ein Werk des Münchners Juraprofessors und Mitgliedes 

der Bayerischen Regentschaft, welche vor der Amtsübernahme durch den König Ot-

to vorgeschaltet wurde, in Griechenland Georg Ludwig von Maurer
11 - welche von 

                                                           
10

  K. D. Kerameus, aaO, Festschrift für K.H. Schwab, S. 264 f. 
11

  Siehe: N. K. Klamaris, Das griechische „Gesetzbuch über das Civil-Verfahren“ (1834) und die grie-

chische „Gerichts- und Notariatsordnung“ (1834) [Zwei Munsterobjekte der wissenschaftlichen 

Forschung auf dem Gebiet der Prozessrechtsgeschichte und der Prozessrechtsvergleichung], in: 

Gerichts – und Notariatsordnung (Beilage zu Nr. 13 des Regierungsblattes) Gesetzbuch über das 

Civil-Verfahren (Beilage zu Nr. 22 des Regierungsblattes), Neudruck der Originalausgabe, Mit ei-

nem Vorwort von Prof. Dr. iur. Nikolaos Klamaris, Athen, 2001, S. IX-XVI.
 
Es ist klar, dass diese ers-

te Verbindung zwischen Griechenland und Deutschland zu einer engen wissenschaftlichen Verbin-

dung zwischen Deutschland und Griechenland geführt hat; siehe: N. K. Klamaris, Griechische Wis-
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1834 bis 1968 in Griechenland gegolten hat, hatt die prozessuale Behandlung der 

ausländischen Rechtshängigkeit nicht geregelt12. Wegen dieser gesetzlichen Rege-

lungslücke der ZPO 1834 gab es Meinungsverschiedenheit in Bezug auf die Beant-

wortung der Frage, ob die ausländische Rechtshängigkeit von den griechischen Ge-

richten beachtet werden muss oder nicht. Herrschend in der zeitlichen Dauer der 

ZPO 1834 war die Meinung, welche die Ünbeachtlichkeit der ausländischen Rechts-

hängigkeit vertrat13. G. Rammos selbst hielt aber die gegenteilige Ansicht als tref-

fender14. G. Rammos wies zur Begründung der Meinung für die Beachtlichkeit der 

ausländischen Rechtshängigkeit darauf hin, dass, sofern sich die Entscheidungen der 

ausländischen Gerichte unter gewissen Voraussetzungen auch in Griechenland in 

Rechtskraft erwachsen, es nicht zweckmäßig ist, die erneute Einlegung einer Klage 

vor einem inländischen Gericht in Bezug auf einen Rechtsstreit zu gestatten, der be-

reits vor einem ausländischen Gericht anhängig ist, da andernfalls die Gefahr des Er-

lasses von zwei widersprüchlichen Entscheidungen – d.h. einer inländischen Ent-

scheidung und einer ausländischen Entscheidung – entstehe15. Die Meinung über die 

Beachtlichkeit der ausländischen Rechtshängigkeit haben früh auch Ch. Fragistas
16 

und A. Gasis
17

 vertreten. Im Rahmen der Vorarbeiten und der hauptsächlichen Aus-

arbeitung der neuen griechischen ZPO kam die Redaktionskommission – nach Vor-

schlag von Professor Georg Rammos – zum Schluss, dass auch die ausländische 

Rechtshängigkeit von den griechischen Gerichten zu beachten sei und daher hat die 

entsprechende Vorschrift des ZPO – Entwurfs (Art. 238)18wie folgt formuliert: «1. 

Nach dem Eintritt der Rechtshängigkeit und bis zu ihrem Wegfall kann über densel-

ben Gegenstand zwischen denselben Parteien, soweit sie in derselben Parteistellung 

                                                                                                                                                                      
senschaftler in Deutschland, in W. Schultheiss – E. Chryssos, Meilensteine deutsch-griechischer 

Beziehungen, Athen, 2010, S. 225—246.
 

12
  K. D. Kerameus, aaO, Festschrift für K. H. Schwab, S. 262. 

13
 Siehe über den damaligen Meinungsstand: G. Rammos, Grundzüge der griechischen Zivilprozess-

ordnung
5
, Athen, 1961 (in griechischer sprache), S. 343; K. D. Kerameus, aaO, S. 262. 

14
 G. Rammos, aaO, S. 343; derselbe, in Glasson – Tissier – Morel, System der Zivilprozessordnung 

(Übersetzung in griechischer Sprache der 3. Auflage des Werkes in französischer Sprache, Nr. 273, 

Note 10a). 
15

  G. Rammos, aaO, S. 343; siehe auch: K.D. Kerameus, aaO, S. 262. 
16

  Ch. Fragistas, Zuständigkeit im Hinblick auf Internationale Privatrechtsstreitigkeiten, 1934, Athen 

(in griechischer Sprache), S. 140 ff. und 144. 
17

  A. Gasis, Die Rechtshängigkeit im internationalen Verkehr (in griechischer Sprache), in Studien und 

Aufsätze (in griechischer Sprache), I, Athen, 1998, S. 67-82 = Mélanges Streit, I, 1939, S. 377-391. 
18

  Dieser Artikel des ZPO – Entwurfs der Redaktionskommission entspricht aus der Sicht der geregel-

ten Materie dem Art. 225 des Entwurfs der Revisionskommission und der in den Jahren 1968-1971 

gegoltenen neuen ZPO. In der jetzt – und seit 1971 bis heute geltenden Fassung und Formulierung 

hat diese Vorschrift die Nummer 222.  
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auftreten, vor keinem anderen inländischen oder ausländischen19 Gericht ein neuer 

Prozeß geführt werden. 2. Wird während der Rechtshängigkeit eine andere Klage, 

Widerklage oder Hauptintervention erhoben oder gegenüber demselben Gegenstand 

des Rechtsstreits die Einrede der Aufrechnung geltend gemacht, so wird die Verhand-

lung hierüber bis zur Erledigung des ersten Rechtsstreits sowohl auf Einrede als auch 

von Amts wegen ausgesetzt». Bei der folgenden Ausarbeitung dieses Entwurfs von 

der Revisionskommission wurden die Ausdrücke / termini techniki „inländischen 

oder ausländischen Gerichten“ gestrichen, so dass die entsprechende Vorschrift seit 

dem Inkrafttreten (1968) der neuen ZPO bis heute wie folgt lautet: «1. Nach dem 

Eintritt der Rechtshängigkeit und bis zu ihrem Wegfall kann über denselben Gegens-

tand zwischen denselben Parteien, soweit sie in derselben Parteistellung auftreten, 

vor keinem anderen Gericht ein neuer Prozeß geführt werden. 2. Wird während der 

Rechtshängigkeit eine andere Klage, Widerklage oder Hauptintervention erhoben 

oder gegenüber demselben Gegenstand des Rechtsstreits die Einrede der Aufrech-

nung geltend gemacht, so wird die Verhandlung hierüber bis zur Erledigung des ers-

ten Rechtsstreits sowohl auf Einrede als auch von Amts wegen ausgesetzt». 

 Drei Jahre nach dem Inkrafttreten wurde auch Art. 323 (339) grZPO reformiert. Nach 

der neuen Fassung lautet – ab 1971 bis heute – die obige ZPO – Vorschrift wie folgt: 

«Vorbehaltlich der Bestimmungen von internationalen Verträgen ist das Urteil eines 

ausländischen Zivilgerichts wirksam und hat ohne weiteres Rechtskraftwirkung im In-

land, wenn: 1) es nach dem Recht des Verkündungsortes Rechtskraftwirkung hat; 2) 

die Sache nach den Vorschriften des griechischen Rechts der Gerichtsbarkeit des 

Staates unterliegt, dem das Gericht, welches das Urteil erlassen hat, angehört; 3) der 

unterlegenen Partei das Recht zur Verteidigung und im allgemeinen das Recht zur Be-

teiligung im Prozeß nicht entzogen worden ist, es sei denn, daß der Entzug in Anwen-

dung einer Vorschrift erfolgte, die auch für die Angehörigen des Staates gilt, dem das 

Gericht, welches das Urteil erlassen hat, angehört; 4) es einem Urteil eines inländi-

schen Gerichts nicht widerspricht, welches in derselben Sache erlassen worden ist 

und welches gegenüber den Parteien, zwischen denen das ausländische Urteil erlas-

sen worden ist, Rechtskraftwirkung hat; 5) es nicht gegen die guten Sitten oder die 

öffentliche Ordnung verstößt». 

 Die Reform lag nämlich in der Streichung – in der Ziff 4 des obigen Artikels – des Ad-

jektivs „früheren“ vor dem Substantiv „Urteil“, so dass nach der neuen Regelung der 

                                                           
19

 Die Hervorhebung der Buchstaben erfolgt vom Verfasser dieses Berichts.  
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Widerspruch mit jedem – und nicht nur mit einem früheren – inländischen Urteil das 

ausländische Urteil hindert, als rechtskräftig in Griechenland anerkannt zu werden. 

Diese Reformen und Tendenzen in der Regelung der ZPO – Artikel 222 (225) und 323 

(339) - haben verschiedene Zweifel in Bezug auf den wahren Sinn der entsprechen-

den Vorschriften verursacht20. 

6.2.4. Auf Grund der obigen Vorschriften mit der heute geltenden Fassung ist nach der 

herrschenden Meinung von den inländischen, nämlich den griechischen, Gerichten 

auch die ausländische Rechtshängigkeit – d.h. Rechtshängigkeit vor einem ausländi-

schen Gericht – zu beachten21. Infolgedessen – immer auf der Basis dieser herr-

schenden Meinung – sofern eine Rechtshängigkeit vor einem ausländischen Gericht 

bereits existiert, so sollte die Verhandlung vor dem zeitlich später angerufenen in-

ländischen Gericht bis zur Erledigung des ersten Rechtsstreits vor dem ausländischen 

Gericht sowohl auf Einrede als auch von Amts wegen ausgesetzt werden22.  

6.3.  Die autonome prozessuale griechische Regelung in Bezug auf die örtliche Zuständig-

keit – d.h. zugleich, wie bereits erwähnt, auch in Bezug auf die internationale Zu-

ständigkeit / Gerichtsbarkeit der griechischen Gerichte – ist sehr ausführlich und 

deutlich, so dass schwierig, im Regelfall wenigstens, unlösbare Probleme in Verbin-

dung mit der Problematik des „Forum non konveniens“ und des „Forum shopping“ 

auftauchen23. 

6.3.1. Ein griechisches Gericht kann nur dann örtlich zuständig sein, über eine Rechtsstrei-

tigkeit zu entscheiden, wenn es nach dem Gesetz direkt - oder nach Parteivereinba-

rung oder nach gerichtlicher Anordnung - örtlich zuständig ist. Wenn es auf Grund 

einer solchen Rechtsgrundlage örtlich zuständig ist, gibt es in der Wirklichkeit kein 

Raum für den Vorwurf eines prozessualen nicht zulässigen „Forum shopping“ – Ver-

haltens seitens des Klägers aus folgendem Grund: Wenn das Zivilgericht im konkre-

ten Fall örtlich zuständig auf der Basis eines ausschließlichen Gerichtsstands ist, dann 

                                                           
20

  K.D. Kerameus (aaO, S. 262/263) spricht z.B. von einem „Redaktionsversehen“ bei der Abfassung 

des Entwurfs und erwähnt zugleich (aaO, S. 263), dass die Streichung der Bezeichnung „in – oder 

ausländisches Gericht“ in „der Sache … jedoch nichts geändert“ haben solle.  
21

  N.K. Klamaris-S.N. Koussoulis, Zivilprozessrecht, II, Athen, 2008 (in griechischer Sprache), S. 31 (mit 

weiteren Nachweisen). 
22

  Siehe N. K. Klamaris – S. N. Koussoulis, aaO, S. 31. 
23

  Aus der Sicht des griechischen Rechts und des in griechischer Sprache erschienenen Schrifttums 

siehe vor allem: S. Vrellis, Internationales Privatrecht
3
, Athen, 2008, S. 89 f.; E. Moustaira, Forum 

non conveniens, Die Billigkeit im Rahmen der Legalität, Athen 1995, S. 261 επ. Aus der Sicht der in-

ternationalen Literatur und vorwiegend aus der Sicht des deutschsprachigen Schrifttums siehe vor 

allem R. Geimer, Internationales Zivilprozessrecht
4
, Köln, 2001, S. 355 ff. (Nr. 1073 ff.) und S. 365 

(Nr. 1095 ff.). 
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ist es sowieso obligatorisch zuständig, so dass der Kläger keine andere zulässige 

Wahl hat; nur im Falle einer gegenteiligen Parteivereinbarung oder einer gegenteili-

gen gerichtlicher Anordnung kann eine ausschließliche örtliche Zuständigkeit außer 

Acht gelassen werden. Und umgekehrt: Wenn das Zivilgericht im konkreten Fall ört-

lich zuständig auf der Basis einer nicht ausschließlichen örtlichen Zuständigkeit ist, 

was zugleich bedeutet, dass auch andere Zivilgerichte örtlich zuständig auf der Basis 

derselben nicht ausschließlichen örtlichen Zuständigkeit sind, ist Dasjenige von die-

sen parallel örtlich zuständigen Gerichten schließlich zuständig, welches der Kläger 

als solches durch die Einlegung seiner Klage gewählt hat. 

 Aus den obigen Ausführungen ergibt es sich, dass der Kläger keine uneingeschränkte 

Freiheit in Bezug auf die Wahl des Gerichts hat, welches über seine Klage entschei-

den wird; er hat nämlich nicht die uneingeschränkte Freiheit jedes beliebiges Gericht 

zu wählen, damit es infolgedessen über seine Klage entscheidet. Auch die Gerichte 

sind nicht uneingeschränkt frei zu beschließen, wann sie örtlich – bzw. international - 

zuständig sind, über eine Klage zu entscheiden. Das Gesetz – d.h. auch die gesetzlich 

vorgesehene Parteivereinbarung – regelt verbindlich, wann und unter welchen Vor-

aussetzungen die griechischen Gerichte ausschließlich oder nicht ausschließlich ört-

lich zuständig sind. Dieselbe gesetzliche verbindliche Regelung bindet auch die Pro-

zessparteien, es sei natürlich denn, dass in konkreten Fall eine Parteivereinbarung 

vom Gesetz zugelassen ist. D.h. nur bei nicht ausschließlichen Gerichtsständen – 

bzw. bei nicht ausschließlicher internationaler Zuständigkeit – hat der Kläger die 

Möglichkeit eines „forum shopping“ und dies nur im Rahmen der gesetzlichen Rege-

lung. Falls er im Rahmen der gesetzlichen Regelung bei der Wahl des Gerichts ist, in 

dem er seine Klage erhoben hat, dann kann seine konkrete Gerichtswahl bzw. seine 

Forumswahl („forum shopping“) nicht abgelehnt werden. Nur in bestimmten Fällen 

und unter Voraussetzungen könnte ein derartiges prozessuales Verhalten als 

rechtsmissbräuchlich – d.h. auch als prozessual unzulässig – betrachtet und daher 

auch die entsprechende Klage als unzulässig verworfen werden24. Dieselbe nachteili-

ge prozessuale Konsequenz – Verwerfung der entsprechenden Klage als unzulässig – 

wäre auf der Basis der Ansicht / Lehre einzutreten, dass ein solches prozessuales 

Verhalten eine Gesetzesumgehung im Rahmen des internationalen Zivilprozessrech-

                                                           
24

  Siehe: N.K. Klamaris, Der Rechtsmissbrauch im griechischen Zivilprozessrecht, Festschrift für Fritz 

Baur, Tübingen, 1981, S. 482-502; derselbe, Die rechtsmissbräuchliche Ausübung im Zivilprozess-

recht, Athen, 1980 (Habilitationsschrift in griechischer Sprache), vor allem S. 440 ff.;  
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tes darstellt25. 

6.3.2. Auch der Fall, bzw. die theoretische Konstruktion eines „forum non conveniens“ ist 

mit dem griechischen internationalen Zivilprozessrecht als Inbegriff der griechischen 

autonomen Gerichtsstandsregelung nicht konform. Auch in der griechischen gericht-

lichen Praxis findet sich eine solche Argumentations weise nicht. Die griechischen Zi-

vilgerichte sind nämlich nach dem griechischen autonomen internationalen Zivilpro-

zessrecht nicht befugt, eine Klage trotz gesetzlich vorgesehener internationaler Zu-

ständigkeit / Gerichtsbarkeit unter Versagung der Letzteren als unzulässig nach ih-

rem Ermessen zu verwerfen, weil – wie auch P. Gottwald für das deutsche internati-

onale Zivilprozessrecht treffend betont – ihrer Meinung nach vermeintlich über die-

selbe Klage vor einem ausländischen Gericht einfacher oder sachnäher entschieden 

werden könnte26. 

6.3.3.  Ebenfalls auf der Ebene und im Rahmen der griechischen zivilprozessualer Rechts-

ordnung unter Berücksichtigung auch der spezielleren Normen und Regelungen des 

griechischen autonomen internationalen Zivilprozessrechts gilt als herrschende Mei-

nung dieselbe Betrachtungsweise, welche auch im Rahmen der deutschen27 und der 

kontinentaleuropäischen Lehre – wie dies auch von H. Linke mit Akribie und in über-

zeugender Argumentation hervorgehoben wird – vertreten wird: „Die mit dem 

Schlagwort des Forum shopping verbundene kritische Bewertung bezieht sich in ers-

ter Linie auf Fallsgestaltungen, bei denen der in Anspruch genommene Gerichtsstand 

nur einen schwachen Anknüpfungsbezug aufweist oder die dem Kläger zu Lasten des 

Beklagten erwachsenen Vorteile unbillig erscheinen. Nach herrschendem deutschen 

Rechtsverständnis und auch nach dem kontinentaleuropäischen, das dem Zuständig-

keitssystem des EuGVÜ wie der EuGVVO zugrundeliegt, kann der Kläger die aus pro-

zessfaktischen Erwägungen getroffene Zuständigkeitswahl weder aus Gründen der 

Prozessökonomie, z.B. der Beweisnähe, noch zur Vermeidung unnötiger Belastungen 

der Gegenseite, z.B. der Prozessführung im Ausland, verweigert werden, so lange 

                                                           
25

  Siehe: E. Krispis, Internationales Privatrecht, Allgemeiner Teil, Athen, 1980 (in griechischer Spra-

che), S. 289 ff.; S. Vrellis, Internationales Privatrecht
3
, Athen, 2008 (in griechischer Sprache), S. 89 

ff. 
26

  So auch für das deutsche internationale Zivilprozessrecht: Rosenberg-Schwab-Gottwald, Zivilpro-

zessrecht
17

, München, 2010, § 31, III, Rn. 31, S. 159: „Dagegen sind die Gerichte nicht befugt, eine 

bestehende internationale Zuständigkeit nach ihrem Ermessen zu versagen, weil der vor einem 

ausländischen Gericht einfacher oder sachnäher geführt werden könnte („forum non conve-

niens“)“. 
27

  Rosenberg – Schwab – Gottwald, aaO, S. 159. 
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keine offensichtlich rechtsmissbräuchliche Zuständigkeitsmanipulation vorliegt“28. 

6.4.  Wie es gleich am Anfang dieser Studie erwähnt29 wurde, hat, nach Art. 20 der grie-

chischen Verfassung, «jedermann das Recht auf Gewährung von Rechtsschutz durch 

die Gerichte sowie das Recht, vor Gericht seine Rechte und Interessen nach Maßga-

be der Gesetze geltend zu machen. Die griechische Theorie und Rechtsprechung ist 

sich darin einig, daß Art. 20 Abs. 1 griech. Verfassung nach seinem klaren Wortlaut 

die gesetzliche, sogar verfassungsrechtliche Grundlage des prozessualen Grund-

rechts auf Justizgewährung und auf Zugang zu den Gerichten bildet»30. 

 Auf Grund dieser sehr eindeutiger verfassungsrechtlicher prozessualer Natur Vor-

schrift ergibt ες sich zweifellos Folgendes: Einerseits dass im Rahmen der griechi-

schen Rechtsordnung Anträge solcher Art und solches Inhalts – d.h. Anträge bzw. 

Klagen, mit welchen, der Antragssteller, bzw. der Kläger, beantragt, dass seiner Ge-

genpartei, nämlich dem Beklagten, bzw. dem Antragsgegner, verboten wird, vor ei-

nem inländischen oder je nach dem ausländischen Gericht eine Klage zu erheben, 

bzw. einen Antrag zu stellen – ohne Zweifel verfassungswidrig sind und daher als un-

zulässig verworfen werden müssen. Das verfassungsrechtliche und zugleich prozes-

suale Grundrecht des Einen auf Justizgewährung darf nicht auf der Basis seines te-

leologischen Inhalts dahin richten, dem Anderen die Ausübung seines eigenen ver-

fassungsrechtlichen – prozessualen Grundrechts auf Justizgewährung zu verbieten. 

Andererseits dass im Rahmen der griechischen Rechtsordnung Anträge solcher Art 

und solchen Inhalts, welche von ausländischen Gerichten erlassen worden sind, nicht 

anerkannt werden dürfen, weil sie verfassungswidrig sind. In dieser letzten Begrün-

dung liegt der Haupteinwand gegen die Anerkennung solcher Anträge und nicht dar-

in, dass solche Verbotsentscheidungen („Antisuits - injunctions“) ausländischer Ge-

richte, welche den Personen verbieten, vor Gerichten eines anderen Staates – aus 

hiesiger meiner Sicht vor griechischen Gerichten – eine Klage zu erheben oder einen 

Antrag zu stellen, „keine Sachentscheidungen“31 im Sinne des Art. 323 gr. ZPO sind. 

Der grundsätzliche Einwand gegen die Anerkennung liegt also darin, dass solche 

Verbotsentscheidungen („Antisuits-injuctions“, bzw. „injuctions restraining foreign 

                                                           
28

  H. Linke, internationales Zivilprozessrecht, Leitfaden für Verfahren mit Auslandsbezug
3
, Köln, 2001, 

S. 82/83 ff. 
29

  Siehe oben S. 5 dieser Studie unter Paragraph “3.1.”. 
30

  Siehe unter anderen : N. K. Klamaris, Das prozessuale Grundrecht auf Justizgewährung am Beispiel 

der griechischen Rechtsordnung, Festschrift für Karl Heinz Schwab zum 70. Geburtstag München, 

1990, S. 268-276. 
31

  R. Geimer, aaO, S. 597 f. (Nr. 1945 b f.), der natürlich dies in Bezug auf § 328 der deutschen ZPO 

erwähnt. 
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proceedings“) klar und einfach verfassungswidrig sind, wie dies mit besonderer 

Deutlichkeit von P. Schlosser wie folgt hervorgehoben wird: „Anti-suit injuctios“ ge-

gen Verfahren in einem anderen Mitgliedsstaat verstossen daher im Allgemeinen 

gegen die Grundstruktur des europäischen Zivilprozessrechts und damit gegen den 

europäischen ordre public, auch wenn gegen eine Gerichtsstandsklausel verstossen 

wird“32. Auch R. Geimer vertritt die Nicht - Anerkennung aus der Sicht des deutschen 

Rechts mit folgender überzeugender Begründung: „Ihre Anerkennung kommt daher 

nicht in Betracht … Wir lassen uns nicht von ausländischen Gerichten vorschreiben, 

wann wir Rechtsschutz im Inland zu gewähren haben und wann nicht, wie auch um-

gekehrt nach der hier vertretenen Auffassung … die deutschen Gerichte nicht befugt 

sind, die Klageerhebung bzw. Antragsstellung vor ausländischen Gerichten zu verbie-

ten oder den Kläger zum Abbruch des ausländischen Verfahrens durch Klagerück-

nahme etc. aufzufordern“33. 

 

7. Die Geltendmachung / Behauptung von Tatsachen und die Berufung auf Beweismit-

tel 

7.1. Das griechische Zivilprozessrecht auf der Basis der entsprechenden Regelungen der 

griechischen ZPO beruht grundsätzlich sowohl auf die Bestimmtheit der Klageschrift 

in Bezug auf die Angabe der Tatsachen als auch auf die bestimmte Berufung von 

Beweismitteln unter gleichzeitiger Vorlage aller Beweismittel und Prozessschriften, 

auf die von den Prozessparteien berufen wird. 

7.2. Die Bestimmtheit des Inhalts wird von der griechischen ZPO allgemein für jede Pro-

zessrift vorgesehen34. Man könnte sie – auf Grund der traditionellen griechischen zi-

vilprozessualen Regelung sowohl nach der alten gr. ZPO 1834 als auch nach der neu-

en gr. ZPO 1968 – in untypischer Weise als eine unabdingbare allgemeine Vorausset-

zung prozessualer Färbung, Natur und Funktion für alle Prozessschriften jeglicher Art 

charakterisieren. Die Bestimmtheit des Inhalts wird von der gr. ZPO sowohl für die 

Prozessschriften vorgesehen, welche vom Gericht, bzw. von der Geschäftsstelle des 

                                                           
32

  P.F. Schlosser, EU-Zivilprozessrecht-EUGVVO, MahnVO, BagatellVO, EuZVO, EuBVO, Kommentar
3
, 

München, 2009, S. 179. 
33

  R. Geimer, aaO, S. 598 (Nr. 1945 b). 
34

  Aus rechtsvergleichender Sicht siehe auch N. K. Klamaris, Die prozessuale europäische Dimension 

der verfahrenseinleitenden Prozessschriften [Hauptcharakteristika und Hauptthesen des vom For-

schungsinstituts für prozessrechtliche Studien durchgeführten europäischen Forschungspro-

gramms im Bereich des Zivilprozessrechts unter dem Titel „Euro-Action“ in einer europäischen 

vergleichenden Perspektive], ZZP Int, B. 11 (2006), S. 415-427 = The European Dimension oft he 

Introducing Documents oft he Procedural Actions, Tanulmánykötet Gáspárdy László professor em-

lékére, Budapest, 2007, S. 183-190.  
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Gerichts, verfasst werden, als auch für die Prozessschriften, welche von den Parteien 

selbst verfasst werden und weiter entweder der Gegenpartei zugestellt oder dem 

Gericht, bzw. der Geschäftsstelle des Gerichts eingelegt bzw. vorgelegt werden. Die 

Bestimmtheit des Inhalts hat allerdings keine einheitliche Form für alle mögliche 

Prozessschriften usw. Es gibt zwar ein gemeinsamer Kernpunkt, aber zugleich viele 

inhaltlichen, Veränderungen und Differenzierungen je nach dem Art des Inhalts der 

konkreten jeweils Prozessschrift.  

7.2.1. Für die vom Gericht, oder von der Geschäftsstelle des Gerichts, verfassten Protokolle 

jeder Art kommt dieses Erfordernis der Bestimmtheit ihres Inhalts durch die folgen-

de Regelung zum Ausdruck [Art. 117 (118)) gr. ZPO]: 

„Wesentliche Erfordernisse eines jeden Protokolls sind: 1) daß dasselbe in Gegenwart 

der handelnden Personen und während der Handlung aufgenommen wird; 2) daß der 

Ort und die Zeit der Vornahme der Handlung, der Vorname, der Familienname, der 

Name des Vaters und der Wohnsitz eines jeden der Anwesenden angegeben werden; 

3) daß es den anwesenden Parteien und den anderen mitwirkenden Personen vorge-

lesen und von ihnen genehmigt wird; 4) daß es von dem das Protokoll verfassenden 

Richter oder Justizbeamten, von dem mitwirkenden Urkundsbeamten, von den anwe-

senden Parteien und den anderen mitwirkenden Personen unterschrieben wird, oder 

daß, wenn sie nicht unterschreiben wollen oder können, darüber ein Vermerk ge-

macht wird“. 

7.2.2. Für die von den Parteien selbst verfassten Prozessriften, welche weiter entweder der 

der Gegenpartei zugestellt oder dem Gericht bzw. der Geschäftsstelle des Gerichts 

eingelegt, oder vorgelegt werden, kommt dieses Erfordernis der Bestimmtheit ihres 

Inhalts durch die folgende Regelung zum Ausdruck [Art. 118 (1919) gr. ZPO]: 

„Die von einer Partei der anderen zuzustellenden oder dem Gericht vorzulegenden 

Schriftsätze haben zu enthalten: 1) die Bezeichnung des Gerichts oder des Richters, 

vor dem der Prozeß durchgeführt oder die Verfahrenshandlung vorgenommen wird; 

2) die Bezeichnung der Art des Schriftsatzes; 3) die Angabe des Vornamens, des Fami-

liennamens, des% Namens des Vaters und des Wohnsitzes der Parteien und ihrer ge-

setzlichen Vertreter, und, wenn es sich um juristische Personen handelt, die1 Angabe 

der Firma und ihres Sitzes; 4) die klare, genaue und knappe Angabe des Gegenstan-

des, auf den sich der Schriftsatz bezieht; 5) das Datum und die Unterschrift der Partei 

oder ihres gesetzlichen Vertreters oder Prozessbevollmächtigten und im Falle des 

Anwaltszwangs die Unterschrift des Rechtsanwalts“. 
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7.2.3. Die Bestimmtheit des Inhalts kommt auch mit der Regelung in Bezug auf die Schrif-

ten der Klage, des Einspruchs der Berufung, der Kassation usw. zum Ausdruck [Art. 

199 (120) gr. ZPO]:  

„1. Die Schriftsätze der Klage, des Einspruchs gegen das Versäumnisurteil, der Beru-

fung, der Kassation, des Antrags auf Wiederaufnahme des Verfahrens, der Drittwi-

derspruchsklage, des Widerspruchs gegen außergerichtliche und gerichtliche Hand-

lungen, der Haupt- und der Nebenintervention, der Streitverkündung und der Beila-

dung müssen außer den in Art. 119 bestimmten Erfordernissen die genaue Angabe 

der Adresse, und zwar mit Straße und Hausnummer der Wohnung, des Büros oder 

des Geschäftslokals derjenigen Partei, welche die Prozesshandlung vornimmt, ihres 

gesetzlichen Vertreters und ihres Prozessbevollmächtigten enthalten. 

2. Die Vorschrift des § 1 findet auch auf den Schriftsatz, in dem die freiwillige Auf-

nahme des unterbrochenen Verfahrens erklärt wird, und auf die dem Gericht zum 

erstenmal von jeder Partei vorgelegten Schriftsätze, die für die öffentliche mündliche 

Verhandlung bestimmt sind, soweit die Partei nicht bereits einen von den in' § 1 ge-

nannten Schriftsätzen zugestellt hat, Anwendung. 

3. Jede Änderung der Adresse soll beim Schriftsatzwechsel oder bei der Einreichung 

der für die öffentliche mündliche Verhandlung bestimmten Schriftsätze oder durch 

einen selbständigen Schriftsatz bekanntgegeben werden. Dieser ist bei der Ge-

schäftsstelle des Gerichts, bei dem die Sache anhängig ist, einzureichen; er ist zu den 

Akten zu nehmen und der Gegenpartei zuzustellen“. 

7.3. Speziell in Bezug auf den Inhalt der Klageschrift Art. 216 (217) schreibt Folgendes 

vor: „1. Die Klage muss die in den Art. 117 oder 188 angeführten Erfordernisse be-

achten und außerdem folgendes enthalten; a) eine klare Darlegung der Tatsachen, 

die nach dem Gesetz die Klage begründen und ihre Erhebung durch den Kläger gegen 

den Beklagten rechtfertigen, b) eine genaue Angabe des Gegenstandes des Rechts-

streits, c) einen bestimmten Antrag. 2. In der Klage soll ferner angegeben werden: a) 

bei Streitigkeiten über vermögensrechtliche Verhältnisse der Geldwert des Gegens-

tandes des Rechtsstreits, b) die Umstände, welche die Zuständigkeit des Gerichts be-

gründen“. 

7.3.1.  Die obige grundlegende prozessuale Vorschrift – Art. 216 (217) gr. ZPO – wird durch 

zwei anderen ZPO-Vorschriften, nämlich von dem Art. 223 (226) und vor allem – für 

die uns hier interessierende Frage der Bestimmtheit der Klage – von dem Art. 224 

(227) gr. ZP ergänzt. So sieht Art. 223 (226) unter anderem vor, dass nach dem Ein-
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tritt der Rechtshängigkeit eine Änderung des Klageantrags unzulässig ist. In dersel-

ben Richtung sieht Art. 224 (227) gr. ZPO vor, dass eine Änderung der tatsächlichen 

Grundlage der Klage ebenfalls unzulässig ist. Allerdings darf nach derselben ZPO-

Vorschrift der Kläger bis zu der öffentlichen Verhandlung über die Klage, die Klage zu 

ergänzen, oder zu erläutern, oder zu berichtigen, unter der Voraussetzung dass da-

durch der Klagegrund – d.h. die tatsächliche Grundlage der Klage – nicht geändert 

wird.  

7.3.2.  Von besonderer Bedeutung ist hier das Erfordernis der Angabe in der Klageschrift 

derjenigen Tatsachen, welche gemäß dem Gesetz die Erhebung der Klage begründen 

und ihre Einlegung vom Kläger gegen den Beklagten rechtfertigen. Die griechische 

zivilprozessuale Regelung institutionalisiert demnach nicht die sog. „Individualisie-

rungstheorie“, sondern die sog. „Substantiierungstheorie“, in ihrer modernen Prä-

gung der sog. „Tatbestandslehre“ oder der Funktion des Rechtssatzes35. Anders als in 

Bezug auf die Angabe des Rechtsgrundes, der Rechtsgrundlage und im allgemeinen 

der Anspruchsgrundlagen, welche für die Klageschrift bzw. für die Vollständigkeit 

und die Bestimmtheit der Inhalts der Klageschrift nicht obligatorisch ist, da hier der 

allgemeiner Gültigkeit Grundsatz „iura novit curia“ gilt, ist für die Bestimmtheit der 

Klageschrift unbedingt notwendig, dass der Kläger alle erforderlichen Tatsachen an-

geben muss, damit das Gericht seine Klage als rechtlich begründet oder im Gegenteil 

als rechtlich unbegründet beurteilen kann. Ist die Angabe der Tatsachen in der Weise 

unvollständig, so dass das Gericht nicht in der Lage ist, diese Klage als rechtlich be-

gründet oder im Gegenteil als rechtlich unbegründet zu beurteilen, dann ist diese 

Klage vom Gericht als unbestimmt abzuweisen bzw. zu verwerfen.  

7.3.3.  Es geht hier um eine Prozessentscheidung36, nämlich um eine Verwerfung aus pro-

zessualem Grund. Auch eine solche Entscheidung, welche als definitive37 Entschei-

dung nach dem griechischen Zivilprozessrecht und nach der griechischen Zivilpro-

zessrechtslehre charakterisiert und qualifiziert wird, erwächst sich nach Art. 322 

(338) § 1 S. 2 gr. ZPO in die Rechtskraft. Allerdings bezieht sich die Rechtskraft auf 

                                                           
35

  G. Rammos, Lehrbuch für Zivilprozessrecht, B. I, Athen, 1978, S. 436 (in griechischer Sprache); N. K. 

Klamaris – S. N. Koussoulis, Zivilprozessrecht (in griechischer Sprache), II, Athen, 2008, S. 24/25. 
36

  Über die Arten der Entscheidungen nach dem griechischen Zivilprozessrecht siehe: N. K. Klamaris, 

Die Klagearten, die Urteilsarten und die Rechtsmittelarten nach dem griechischen Zivilprozess-

recht in: Magister artis boni et aequi, Studia in honorem Nemeth, Budapest, 2003, S. 523-533. 
37

   Über die Unterscheidung der Entscheidungen nach dem griechischen Zivilprozeßrecht in definiti-

ven und nicht definitiven Entscheidungen siehe: N. K. Klamaris, Der Widerruf gerichtlicher Ent-

scheidungen im griechischen Zivilprozess, in ZfRV (Zeitschrift für Rechtsvergleichung, Wien), 2005, 

S. 215-222 (219/220). 
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Grund einer solchen Prozessentscheidung und Klageverwerfung nur in Bezug auf die 

„entschiedene prozessuale Frage“, nämlich auf die „entschiedene Unbestimmtheit“ 

der konkreten verworfenen Klage, so dass – wie immer bei Prozessverwerfung, dass 

der konkrete prozessuale Mangel bei der erneuten Einlegung geheilt worden ist. 

Dies bedeutet also, dass die als „unbestimmt“ – genau wegen unvollständiger Anga-

be der Tatsachen, bzw. des notwendigen Prozessstoffes – verworfene Klage wieder, 

zulässigerweise, eingelegt werden darf. Die frühere Verwerfung als unbestimmt hin-

dert die erneute Einlegung nicht, falls die erneute eingelegte Klage jetzt vom Gericht 

als bestimmt – wegen vollständiger Angabe der Tatsachen – beurteilt wird. Auf der 

Basis ähnlicher Überlegungen kann eine unbestimmte Klage zurückgenommen wer-

den – d.h. der Kläger verzichtet in diesem Fall nur auf die konkrete Klageschrift – und 

wieder – mit einer erneuten Klageschrift-eingelegt werden.  

7.4. Auch in Bezug auf die Berufung auf Beweismittel und die Vorbringung / Vorlegung 

von Beweismitteln führt das griechische Zivilprozessrecht – Art 237 § 1 (245) gr. ZPO 

– als Regel ein, dass die Parteien rechtzeitig in ihren Schriftsätzen ihre Beweismittel 

nennen, bzw. auf die Beweismittel berufen und diese rechtzeitig vorbringen und vor-

legen müssen. Die Vorschrift des Art. 237 Abs. 1 (245) gr. ZPO sieht in ihrer derzeiti-

gen Fassung – nämlich seit 2001- Folgendes vor: „Vor dem Einzelrichtergericht und 

vor dem Kollegialgericht müssen die Parteien spätestens zwanzig Tage vor dem Ver-

handlungstermin Schriftsätze niederlegen, auf die der Sekretär der Geschäftsstelle 

des Gerichts das Datum der Einreichung vermerkt. Die Schriftsätze, welche nach Ab-

lauf der Frist eingereicht werden, werden nicht berücksichtigt. Zusammen mit den 

Schriftsätzen müssen die Parteien auch a) eine vom Prozessbevollmächtigten der 

Partei beglaubigte Abschrift der Schriftsätze und b) mit Unzulässigkeitsstrafe alle 

Beweismittel und Prozessurkunden, auf die die Parteien in ihren Schriftsätzen beru-

fen, niederlegen“. Das Erfordernis der rechtzeitigen Angabe von bestimmten Be-

weismitteln stellt auch die Ausgangsposition der Vorschrift des Art. 269 (279) gr. 

ZPO dar. Die obige ZPO – Vorschrift, welche als die Rechtsgrundlage der Konzentra-

tionsmaxime betrachtet wird, sieht in ihrer derzeitigen Fassung vor, dass „Angriffs – 

und Verteidigungsmittel mit den Schriftsätzen geltend gemacht werden, andernfalls 

sind sie unzulässig“. Nur in Ausnahmefällen, welche dieselbe Vorschrift konkret 

nennt, dürfen Angriffs – und Verteidigungsmittel entweder in jeder Prozesslage, 

oder je nach dem bis oder auch während der öffentlichen mündlichen Verhandlung 

geltend gemacht werden.  
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7.5. Das griechische Zivilprozessrecht bleibt – mit Recht – bei dem Grundsatz der Not-

wendigkeit einer erhöhten Bestimmtheit der Anträge, und vor allem der Klage, der 

Parteien sowohl in Bezug auf die Angabe / Behauptung der tatsächlichen Grundlage 

– d.h. Angabe der klagebegründeten / anspruchsbegründeten Tatsachen usw. – als 

auch in Bezug auf das Vorbringen der Beweismittel. Ich befürworte die Richtigkeit 

dieser Regelung, weil nur wenn die kritischen anspruchsbegründeten Tatsachen vom 

Kläger ausführlich angegeben werden, können sich die anderen zwei Subjekte des 

dreigliedrigen Prozessrechtsverhältnisses – nämlich das Gericht und der Beklagte – 

rechtzeitig – das Gericht für eine optimale zügige und sachgerechte Verhandlung 

und der Beklagte für eine effiziente und glaubwürdige Verteidigung – vorbereiten. 

Dasselbe gilt auch in Bezug auf das Vorbringen der Beweismittel. Allerdings darf 

auch die Unbestimmtheit der Klage nicht in übertriebener formalistischer Weise be-

trachtet werden. Das Gericht muss hier im Rahmen seiner Leitungsmöglichkeit, oder 

auch Leitungspflicht, dem Kläger Anlass geben – ohne zugleich „Anwalt“ des Klägers 

zu werden – die nicht groben Lücken der tatsächlichen Grundlage der Klage ergän-

zen zu lassen, bzw. zu ergänzen zu veranlassen, wie dies auch Art 236 (244) gr. ZPO 

vorsieht. 

 

8. Der Pluralismus von Prozesssubjekten aus der Sicht der Prozessparteien und im 

allgemeinen der Prozessbeteiligten 

8.1.  Das griechische Zivilprozessrecht sieht einen umfangreichen Rahmen und mehrere 

Möglichkeiten für die Teilnahme von mehreren Parteien und Beteiligten in den an-

hängigen Prozessen unter verschiedenen Eigenschaften vor. Mit ausdrücklichen Vor-

schriften regelt die griechische ZPO die Streitgenossenschaft – einfache Streitgenos-

senschaft [Art. 74 (75) gr. ZPO] und notwendige Streitgenossenschaft [Art. 76 (77) gr. 

ZPO] – die Intervention, die Beiladung und die Streitverkündung. Die Möglichkeit so-

gar der Streitgenossenschaft ist z.B. besonders in der Ebene der einfachen Streitge-

nossenschaft nicht streng geregelt.  

8.2.  Charakteristisch ist, für diese Tendenz und Färbung der Regelung dass die einfache 

Streitgenossenschaft auch dann zulässig ist, wenn Gegenstand des Rechtsstreits 

auch bloß ähnliche Ansprüche oder Verpflichtungen sind, welche nach ihren wesent-

lichen Elementen auf gleichen tatsächlichen und rechtlichen Grund beruhen und un-

ter der Voraussetzung dass gleichzeitig die Zuständigkeit des Gerichts für jeden der 

Beklagten gegeben ist. Es geht ohne weiteres um eine prozessual „großzügige“ Rege-
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lung. 

8.3. Auch in Bezug auf die freiwillige Teilnahmenmöglichkeit von dritten Personen an ei-

nem anhängigen Prozess kann die griechische prozessuale Regelung als „großzügig“ 

und nicht streng charakterisiert werden. Die griechische ZPO sieht im einzelnen fol-

gende Arten der Intervention – bzw. des Beitritts – von dritten Personen an einem 

anhängigen Prozess vor:  

8.3.1. Die Hauptintervention [Art. 79 (80) gr. ZPO]. 

8.3.2. Die Nevenintervention [Art. 80 (81) gr. ZPO]. 

8.3.3. Die Streitgenössische Nebenintervention, bzw. die „selbständige Nebenintervention“ 

[Art. 83 (84) gr. ZPO]. 

8.4. Prozessual großzügig ist die griechische prozessuale Regelung auch in der gegenteili-

gen Regelungsrichtung, nämlich in Bezug auf die Möglichkeit der anfänglichen Pro-

zessparteien die Teilnahme von dritten Personen an einem anhängigen Prozess mit-

telbar oder unmittelbar zu erzwingen. 

8.4.1. Die anfänglichen Prozessparteien dürfen nach der griechischen ZPO unter bestimm-

ten Voraussetzungen dritte Personen beiladen. Die Beiladung [Art. 86 (87), 87 (88) 

und 88 (89) gr. ZPO] ist nur für beschränkte Fälle vorgesehen und hat grundsätzlich 

als Folge, dass die beigeladene dritte Person durch die Beiladung zugleich Prozess-

partei des betreffenden Prozesses wird. 

8.4.2. Ausdrücklich wird auch die Streitverkündung [Art. 91 (92) gr. ZPO] vorgesehen. Bei 

Streitverkündung wird aber der Dritte nicht zugleich Prozesspartei. 

8.5. Eine allgemeine class action – Klage wird vom griechischen Zivilprozessrecht nicht 

vorgesehen. Auch die Art der Musterklage wird nicht geregelt. Nur im Rahmen des 

speziellen Gesetzes für den Verbraucherschutz und der entsprechenden prozessua-

ler Natur Regelung – also im Rahmen des sog. Verbraucherschutzprozessrechts – ist 

die Art einer Verbandsklage vorgesehen. Für die Einlegung einer solchen Klage sind 

Verbraucherschutzverbände legitimiert. 

8.6. Die prozessualen Möglichkeiten der Dritten werden im Rahmen der griechischen 

Rechtsordnung auch durch die Einführung von zwei prozessualen Institutionen fran-

zösischer Herkunft erleichtert. 

8.6.1. Der Gläubiger darf gegen den Schuldner seines Schuldners die sog. „Nebenklage“ 

(action oblique) einlegen [Art. 72 (73) gr. ZPO]. 

8.6.2.  Ein Dritter darf u.U. gegen eine für ihn nachteilige Entscheidung den Rechtsbehelf 

der Drittopposition („opposition tierce“) einlegen [Art. 586 (604) gr. ZPO]. 
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8.7.  Die Beteiligung dritter Personen an einem anhängigen Zivilprozess, das Klagesystem 

und das Prozesssystem und schließlich auch das Mehrparteienprozesssystem wer-

den bekanntlicherweise auf der Rechtsgrundlage der jeweiligen Lex Fori geregelt 

(unter der gleichseitigen Berücksichtigung der betreffenden internationalen Verträge 

prozessualer Natur und des Europäischen Prozessrechtes). Nur unter der Vorausset-

zung, dass die Lex Fori es zulässt, wäre m.E. möglich die zulässige Beteiligung dritter 

Personen an einem anhängigen grenzüberschreitenden Zivilprozess und die zulässige 

Einlegung einer grenzüberschreitenden Class-Action. 

 

9. Die Anerkennung von ausländischen staatlichen gerichtlichen Entscheidungen und 

von ausländischen Schiedsgerichts-entscheidungen unter besonderen Berücksich-

tigung der Voraussetzung der Nicht - Verletzung der öffentlichen Ordnung („ordre 

publique“). 

9.1. Die griechische ZPO – als die gesetzliche Grundlage auch des autonomen griechi-

schen internationalen Zivilprozessrechts enthält konkrete Vorschriften sowohl über 

die Anerkennung (bzw. auch Vollstreckung) der ausländischen staatlichen gerichtli-

chen Entscheidungen als auch über die Anerkennung (bzw. auch Vollstreckung) der 

ausländischen Schiedsgerichtsentscheidungen  

9.2. Art. 323 (339) regelt die Anerkennung in Griechenland der ausländischen staatlichen 

gerichtlichen Entscheidungen wie folgt: „«Vorbehaltlich der Bestimmungen von in-

ternationalen Verträgen ist das Urteil eines ausländischen Zivilgerichts wirksam und 

hat ohne weiteres Rechtskraftwirkung im Inland, wenn: 1) es nach dem Recht des 

Verkündungsortes Rechtskraftwirkung hat; 2) die Sache nach den Vorschriften des 

griechischen Rechts der Gerichtsbarkeit des Staates unterliegt, dem das Gericht, wel-

ches das Urteil erlassen hat, angehört; 3) der unterlegenen Partei das Recht zur Ver-

teidigung und im allgemeinen das Recht zur Beteiligung im Prozeß nicht entzogen 

worden ist, es sei denn, daß der Entzug in Anwendung einer Vorschrift erfolgte, die 

auch für die Angehörigen des Staates gilt, dem das Gericht, welches das Urteil er-

lassen hat, angehört; 4) es einem Urteil eines inländischen Gerichts nicht wider-

spricht, welches in derselben Sache erlassen worden ist und welches gegenüber den 

Parteien, zwischen denen das ausländische Urteil erlassen worden ist, Rechtskraft-

wirkung hat; 5) es nicht gegen die guten Sitten oder die öffentliche Ordnung ver-

stößt». 

Für die Zwangsvollstreckung der ausländischen staatsgerichtlichen Entscheidungen 
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wird die obige Regelung des Art. 323 (339) gr. ZPO durch die Regelung des Art. 905 

(966) gr. ZPO ergänzt [§§ 2 und 3 des Art. 905 (966) gr. ZPO]:  

„2. Das Einzelrichtergericht erster Instanz erklärt den ausländischen Titel für voll-

streckbar, wenn er nach dem Recht des Ortes, an dem er erlassen worden ist, voll-

streckbar ist und nicht gegen die guten Sitten oder den ordre public verstößt. 

3. Ist der ausländische Titel ein Gerichtsurteil, so müssen zur Vollstreckbarkeitserklä-

rung desselben auch die Voraussetzungen des Art. 339 Ziff. 2 bis 5 vorliegen“. 

Sowohl Art. 323 (339), als auch Art. 905 (966) beziehen sich auf die Anerkennung 

bzw. Zwangsvollstreckung von ausländischen Entscheidungen der staatlichen Gerich-

ten der streitigen Gerichtsbarkeit und nicht der freiwilligen Gerichtsbarkeit.  

9.3. Für die Anerkennung von ausländischen Entscheidungen der staatlichen Gerichten 

der freiwilligen Gerichtsbarkeit führt Art. 780 (826) folgende Regelung ein:  

 „Vorbehaltlich der Bestimmungen internationaler Verträge hat das Urteil eines aus-

ländischen Zivilgerichts im Inland ohne ein zusätzliches Erfordernis diejenige Wir-

kung, die ihm das Recht des Staates, dem das erkennende Gericht angehört, zuer-

kennt, wenn: 1) das Urteil das nach griechischem Recht anzuwendende materielle 

Recht angewandt hat und es von dem Gericht erlassen worden ist, welches nach die-

sem Recht die Gerichtsbarkeit besitzt, und es 2) nicht gegen die guten Sitten und die 

öffentliche Ordnung verstößt“.  

9.4. Mit dem Begriff der „öffentlichen Ordnung“ in der Vorschrift des Art. 323 Ziff. 5 grie-

chischer ZPO wird nach herrschender Meinung die „internationale öffentliche Ord-

nung“ gemeint. In diesem Sinne besteht eine Verletzung der internationalen Öffent-

lichen Ordnung in den Fällen, in denen eine ausländische gerichtliche Entscheidung 

die prozessuale öffentliche Ordnung, oder / und die materiellrechtliche öffentliche 

Ordnung verletzt38. Demnach bezieht sich die Klausel der öffentlichen Ordnung und 

der entsprechende Vorbehalt der öffentlichen Ordnung – wir dies von der Vorschrift 

den Art. 323 Ziff. 5 gr. ZPO vorgesehen worden ist – „nicht nur auf das materielle 

Recht, sondern auch auf das Verfahrensrecht, so dass die Anerkennung einer aus-

ländischen Entscheidung verweigert werden kann, wenn das Verfahren vor dem Ge-

richt, das zu ihrem Erlass geführt hat, offensichtlich gegen elementare Grundsätze 

                                                           
38

  Siehe unter anderen für das griechische Zivilprozessrecht: P. Yessiou – Faltsi, Civil Procedure in 

Hellas, Athens, The Hague, London, Boston, Nr. 588, S. 440-441; aus dem internationalen prozes-

sualen Schrifttum siehe vor allem das eindrucksvolle Lehrbuch von B. Hess, Europäisches Zivilpro-

zessrecht, Ein Lehrbuch, Heidelberg, 2010, S. 346 ff.  
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des griechischen Verfahrensrechts verstößt“39. Der im Art. 323 Ziff. 5 gr. ZPO bein-

haltete Vorbehalt der öffentlichen Ordnung – bzw. der „ordre public“ – stellt selbst-

verständlich eine Generalklausel40 im Rahmen des autonomen griechischen interna-

tionalen, aber auch internen, Zivilprozessrechts – sowie des internationalen Privat-

rechts – weil der Begriff, oder der terminus technicus, „öffentliche Ordnung“ weder 

im materiellen Recht noch im Verfahrensrecht bestimmt wird41. Wie bei jeder Gene-

ralklausel, bzw. bei der begrifflichen und inhaltlichen Konkretisierung jeder General-

klausel, wird auch die nähere Begriffsbestimmung der Generalklausel der öffentli-

chen Ordnung „in der Tat durch die Rechtsprechung – aber unverbindlich, da die 

Rechtsprechung keine Rechtsquelle ist – festgesetzt und an die Entwicklung der 

rechtlich relevanten Umstände angepasst“42,43. 

9.5. Im Rahmen der griechischen Rechtsordnung wird zugleich mit der Klassifizierung des 

Rechts auf Zwangsvollstreckung als Teilrechts des Grundrechts auf Justizgewäh-

rung44 auch ausdrücklich hervorgehoben, dass schließlich „das Recht auf Zwangsvoll-

streckung nicht nur aufgrund eines inländischen Vollstreckungstitels gewährt, son-

dern auch aufgrund einer ausländischen Entscheidung“ gewährt wird45. Diese Trag-

weite des Rechts auf Zwangsvollstreckung als Teilrechts des Grundrechts auf Justiz-

gewährung auch in die Richtung des Rechts auf Zwangsvollstreckung auf Grund einer 

ausländischen Entscheidung beruht einerseits auf die gegenseitige Respektierung 

der Staaten untereinander als völkerrechtlichen Rechtssubjekten – wie diese gegen-

seitige Respektierung vom Völkerrecht diktiert wird – und andererseits auf die Ver-

fassungen der einzelnen Staaten, sowie auf die bilateralen und multilateralen inter-

nationalen Abkommen – insbesondere diejenige, welche die internationale Rechts-

                                                           
39

  N. K. Klamaris, Enforcement of Courts Orders and Judgments: Greece, in G. Walter – S. P. Baum-

gartner (ed.), Recognition and Enforcement of Foreign Judgments Outside the scope of the 

Brunel’s and Lugano Conventions, Civil Procedure in Europe, Volume 3, The Hague, London, 

Boston, 2000, S. 274-322 (296/297). 
40

  Siehe im allgemeinen K. Simitis, Gute Sitten und ordre public, 1960 (vor allem S. 174).  
41

  N. K. Klamaris, Enforcement of Courts Orders and Judgments Greece, aaO, S. 296. 
42

  N. K. Klamaris, Enforcement of Courts Orders and Judgments: Greece, aaO, S. 296. 
43

  Siehe analytische Erläuterung der griechischen Judikatur in Bezug auf Fälle, in denen eine Verlet-

zung der öffentlichen Ordnung bejaht oder im Gegenteil verneint worden ist, bei der fundierten 

Studie von Sp. Vrellis „Reconnaissance et exécution de décisions étrangères tant judiciaires qu‘ 

arbitrales (Le système en vigueur et ses améliorations)”, in Justiz und Effizienz / Justice et 

Efficacité, Veröffentlichung des Instituts für prozessrechtliche Studien, 9., Athen, Band II, 1987, S. 

99-472 (S. 423 ff.).  
44

 Siehe oben im Text unter § 3 und N.K. Klamaris, Das prozessuale Grundrecht auf Justizgewährung 

am Beispiel der griechischen Rechtsordnung, Festschrift für Karl Heinz Schwab zum 70. Ge-

burtstag, München, 1990, S. 268-276. 
45

  N.K. Klamaris, Festschrift für KARL HEINZ SCHWAB, AAO, S. 274. 
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hilfe in ihrem weitesten Sinne regeln, welche mittelbar oder unmittelbar von der 

Mindestandardvoraussetzung der gegenseitigen Respektierung ausgehen – die das 

Recht auf Justizgewährung vorsehen46. 

Genau wie bei der näheren Regelung und Gestaltung des Rechts auf Justizgewäh-

rung durch die einfache Gesetzgebung47 ist auch in der Ebene des Rechts auf 

Zwangsvollstreckung auf der Basis einer ausländischen Entscheidung konform, dass 

gewisse Voraussetzungen vorgesehen werden. Eine von diesen ist eben die Nicht – 

Verletzung der öffentlichen Ordnung.  

9.6. Eben weil der Vorbehalt der öffentlichen Ordnung eine Generalklausel darstellt, ist 

sie auch wenigstens im weit verbreiteten Regelfall allgemein formuliert, was 

zwangsweise dazu führt, dass sie durch die Gerichte des Zweitstaates, bzw. Aner-

kennungs / Vollstreckungsstaates näher konkretisiert wird48. Auf der Basis des bis 

unserer gegenwärtigen Zeit angenommenen Rechtsverständnisses wird nicht ange-

zweifelt, dass die Filterkontrolle der öffentlichen Ordnung Sache des jeweiligen 

Zweitstaates ist. Schließlich auch die „Principles of Transnational Civil Procedure“ 

(Art. 30) und die „Rules of Transnational Civil Procedure“ (Art. 36) geben schließlich 

Vorrang an die öffentliche Ordnung und gehen davon aus, dass die Kontrolle der 

Nicht-Verletzung der öffentlichen Ordnung unter der ausschließlichen Gerichtsbar-

keit / internationalen Zuständigkeit des Zweitstaates fällt. 

9.7. Es ist selbstverständlich klar, dass sofern diese nähere begriffliche Konkretisierung 

des Begriffs der öffentlichen Ordnung dem ausschließlichen zustiziellen Domaine der 

rechtssprechenden Organe jedes einzelnen Zweitstaates überlassen wird, ist die Ge-

fahr von Meinungsverschiedenheiten und von Meinungsdifferenzierungen, mit der 

Folge einer aus internationaler Sicht Rechtsprechungszersplitterung, sehr nahe und 

gegenwärtig. Treffend betont Stürner in dieser Hinsicht, dass die „Entwicklung aner-

kannter internationaler Standards … schließlich das Recht der Anerkennung von ge-

richtlichen Entscheidungen und Schiedssprüchen maßgeblich mitprägen“49 kann und 

weist darauf hin, einerseits dass vor „allem der stets generalklauselartig formuliert 

ordre – public – Vorbehalt … der Füllung“50 bedarf und andererseits dass hier „ ‚Prin-

                                                           
46

  N. K. Klamaris, Das Recht auf Justiggewährung nach Art. 20 § 1 der Verfassung 1975 (in griechi-

scher Sprache), Athen (Prämium der Akademie zu Athen, 1988), 1989, S. 195 ff. 
47

  Siehe auch oben im Text unter § 3.5. 
48

  Siehe auch N.K. Klamaris, Enforcement of Courts Orders and Judgments: Greece, aaO, S. 295. 
49

  R. Stürner, Die “Principles of Transnational Civil Procedure”, Eine Einführung in ihre wichtigsten 

Grundlagen, ZZP Int, 11 (2006), S. 381-414 (386). 
50

  R. Stürner, aaO, S. 386. 



-38- 

 

ciples‘ wertvolle Hilfe leisten, vielleicht weniger im Sinne einer strengen Mindestan-

forderung als im Sinne einer Verfahrenshöhe, die eine Anerkennung und Vollstre-

ckung garantieren sollten“ können51.  

9.8. Es kann und darf nicht angezweifelt werden, dass heutzutage – und dies unabhängig 

von den „Principles“ und den „Rules“ der „Transnational Civil Procedure“ – die nati-

onalen Prozessgesetzgebungen der einzelnen jeweiligen Staaten in den wichtigsten 

Punkten und Anforderungen, welche die Grundsätze einer gerechten Verhandlung 

diktieren, sowieso ziemlich rechtsangeglichen worden sind, und auf jeden Fall 

rechtsangeglichen worden zu sein scheinen. Dies gilt um so mehr in der Rechtsord-

nung der Europäischen Union in ihrer Gesamtheit (mit Einschluss der Rechtsordnun-

gen der einzelnen52 Mitgliedstaaten). Es gibt aber immer auch füllungsfreier Raum, 

damit die in dieser Hinsicht Rechtsangleichung vervollständigt wird. In dieser Ebene 

– und zum Zwecke eines allgemein anerkannten Begriffs der internationalen prozes-

sualen öffentlichen Ordnung – ist natürlich und ohne Zweifel die Rolle der „Prin-

ciples“ und der „Rules“ der „Transnational Civil Procedure“ – sowie ähnlicher 

Rahmen modellgesetzgebungswerke – welche manche gemeinsamer Rezeption – 

bzw. Rezeptionsfähigkeit – Grundsätze der / einer gerechten Verhandlung einführen, 

für eine weltweite Rechtsangleichung rezeptionsähnlichen Charakters in der Ebene 

der Betrachtung und des Verständnisses der öffentlichen Ordnung und sogar sowohl 

in der Rechtsprechung / Praxis, als auch in der Lehre sehr wichtig. Besonders rele-

vant wäre in dieser Hinsicht auch die rechtsprechende Rolle des Gerichtshofs der 

Europäischen Union (EuGH) zum Zwecke einer authentischen begrifflichen 

Bestimmung einer gemeinschaftseuropäischen öffentlichen Ordnung – bzw. einer 

euroöffentlichen Ordnung – welche auf den Schutz und die Bewahrung der 

materiellrechtlichen und der prozessrechtlichen Grundrechte und Garantien 

beruhen und diese Letzteren von Verletzungen schützen würde. 

9.9. Im Rahmen dieser „öffentlichen-Ordnung-Problematik“ darf man nicht übersehen, 

dass auch in der Ebene der Rechtsordnung der Europäischen Union der Vorbehalt 

der Verletzung der öffentlichen Ordnung sowie die nähere Bestimmung und Konkre-

tisierung der öffentlichen Ordnung – und zugleich die Kontrolle des eventuellen Wi-

derspruchs mit der öffentlichen Ordnung des Anerkennung – und Vollstreckungs-

staates – den Gerichten des jeweiligen Mitgliedstaats zur Beurteilung – aus der Sicht 

                                                           
51

  R. Stürner, aaO, S. 386. 
52

  Siehe auch K. Giannopoulos, Der Einfluss der Rechtsprechung des EuGH und das nationale Zivilpro-

zessrecht der Mitgliedstaaten, Köln, Berlin, München, 2006.  
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der Gerichtsbarkeit / internationalen Zuständigkeit – überlassen wird, in dem die 

Anerkennung der aus der Sicht des konkreten Mitgliedstaats ausländischen Ent-

scheidung geltend gemacht wird [Art. 34 Nr. 1 und Art. 45 Abs. 1 der Verordnung 

(EG) Nr. 44/2001 des Rates über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung 

und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil – und Handelssachen von 22. Dezem-

ber 2000 (EuGVVO)]53. Allerdings die in dieser Hinsicht weitere Relevanz und Wich-

tigkeit der Nicht-Verletzung der öffentlichen Ordnung als Kriterium für die Anerken-

nung von ausländischen Entscheidungen scheint für die Zukunft und für die künftige 

Rechtsentwicklung sowie für das künftige Rechtsverständnis in der Theorie, in der 

Lehre und in der Rechtsprechung aus der Sicht der nationalen prozessualen Rechts-

ordnungen in gewissem Masse aus folgenden Gründen abgeschwächt zu werden: Ei-

nerseits weil in der anderen wichtigen prozessualen europäischen Verordnung zur 

Einführung eines europäischen Vollstreckungstittels für unbestrittene Forderungen 

(VTVO) – Verordnung (EG) Nr. 805/2004 – die Überprüfung und Kontrolle seitens der 

Gerichte des Zweitstaates – bzw. Anerkennungs – Vollstreckungsstaates – völlig ab-

geschafft worden ist. Andererseits weil die Kommission diesen Vorbehalt als unge-

rechtfertigt betrachtet hat54. Drittens weil der Gerichtshof der Europäischen Union 

in seinen grundlegenden Entscheidungen Hoffmann / Krieg55, Bernardus Hendrikman 

und Maria Feyen / Magenta Druck und Verlag GmbH56, sowie  Krombach / Bam-

berski57 - die letzte Entscheidung Krombach-Bamberski  ist sogar nach B. Hess das 

„berühmteste Beispiel in der Judikatur des EuGH“58 – die Berücksichtigung und An-

wendung der Generalklausel der öffentlichen Ordnung nur für Ausnahmefällen be-

fürwortet hat. Viertens weil eine tendenzielle Richtung der Europäischen Union im 

Rahmen der Diskussionen über das „Grünbuch“ besonders erkennbar ist, das Exe-

quatur- Verfahren vor dem jeweiligen Zweitstaat generell völlig abzuschaffen, was 

zur Folge- wenn nicht gleichzeitig und unmittelbar die volle Abschaffung der Bedeu-

                                                           
53

  Siehe unter vielen anderen: S. Guinchard – M. Bandrac (und 9 weitere Autoren), Droit processuel, 

Droit commun et droit comparé du procés
3
, Paris, 2005, S. 344 ff. (Nr. 214); P. Schlosser, EU-

Zivilprozessrecht-EuGVVO, MahnVO, BagatellVO, EuZVO, EuBVO, Kommentar
3
, München, 2009, S. 

176 ff. 
54

  P. Schlosser, aaO, S. 176. Aus dem griechischen Schrifttum siehe vor allem das neueste-bereits klas-

sische - Standardwerk von P. Yessiou – Faltsi, Zwangsvollstreckungsrecht, Die internationale 

Zwangsvollstreckung, Athen- Thessaloniki, 2006, S. 400 ff. Aus dem französischen Schrifttum siehe 
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  EuGH, 28.3.2000, Rs. C-7/98, Slg. 2000 I, S. 1935 ff.  
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  B. Hess, aaO, S. 346 und dort Fussnote 943. 
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tung der Nicht- Verletzung der öffentlichen Ordnung- auf jeden Fall, wenigstens mit-

telbar, die Verminderung der Wichtigkeit und der Relevanz der Nicht-Verletzung der 

öffentlichen Ordnung als Voraussetzung für die Anerkennung/Vollstreckung einer 

ausländischen Entscheidung im Zweitstaat hat. 

9.10. Es ist allerdings zu bemerken, dass selbst wenn die tendenzielle Richtungsweise der 

Europäischen Union zur Abschaffung des Exequatur-Verfahrens und daher zur Ab-

schaffung oder Verminderung der Bedeutung der öffentlichen Ordnung mittelbar 

oder unmittelbar weiter führt – was für gewisse Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union eventuell Bedenken verfassungsrechtlicher Art entstehen liessen oder lassen59 

– sollte  man diese Maßnahmen mit parallelen prozessualen und verfahrensrechtli-

chen Garantien verbinden lassen. Die Vorteile einer solchen Abschaffung des Exe-

quatur- Verfahrens und zugleich Abschaffung der Kontrolle seitens der Gerichte des 

Zweitstaates der Nicht- Verletzung der öffentlichen Ordnung – was von R. Geimer als 

ein „quasirevolutionärer Vorgang“ charakterisiert wird60 – sollten durch die gleich-

zeitige Einführung von prozessualen Maßnahmen das prozessuale und verfahrens-

rechtliche Gleichgewicht der Justizgewährungsgarantien nicht in Gefahr bringen. Als 

solche Maßnahmen könnten die folgenden Maßnahmen gedacht, vorgeschlagen 

oder diskutiert werden: 

9.10.1. Die paneuropäische Tragweite der Rechtswirkungen der gerichtlichen Entscheidun-

gen setzt voraus, dass der unterlegenen Partei die Möglichkeit eröffnet worden war, 

einerseits ihre Rechtsbehauptungen und ihre Tatbehauptungen vor den Gerichten 

des Erststaates vollständig geltendzumachen und vorzubringen und andererseits 

Rechtsmittel gegen die für sie nachteilige Entscheidungen einzulegen. 

9.10.2. Die Justizgewährung und die Funktion des Justizapparats müssen in den Rechtsord-

nungen aller Staaten ähnliche Qualitätsstandard und sogar in höheren Verfahrens-

höhe erfüllen; es geht um das Postulat für ein Gleichgewicht aus der Sicht der Quali-

tät der Justiggewährung. 

9.10.3. Gleichmäßige Erhöhung der rechtsstaatlichen Standards, Komponenten und Anfor-

derungen in allen Staaten. 

9.10.4. Angleichung der Rechtsordnungen der verschiedenen Staaten in der Ebene von 

                                                           
59

  Aus der Sicht des deutschen Grundgesetzes ist die Nicht-Verletzung der öffentlichen Ordnung kei-

ne notwendige Voraussetzung für die Anerkennung einer ausländischen Entscheidung; siehe: P. 

Schlosser, aaO, S. 176; R. Geimer, Das Brüssel I – System und seine Fortentwicklung im Lichte der 

Beschlüsse von Tampere, Magister artis boni et aequi, studia in honorem Németh János, S. 229-

244 (239).  
60

  R. Geimer, aaO, S. 238. 
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grundsätzlichen Institutionen des materiellen Rechts und des Prozessrechts. 

9.10.5. Die gerichtliche Entscheidung muss im Erststaat alle Rechtswirkungen entfalten kön-

nen, welche sie selbst von dem Antragsteller in der Rechtsordnung des Zweitstaates 

zu entfalten beantragt wird. 

9.10.6. Das Gericht des Erststaates, welches die entsprechende Entscheidung erlassen hat, 

muss selbst das Vorliegen aller obigen Voraussetzungen und die paneuropäische 

Geltung aller Rechtswirkungen (Rechtskraftsanerkennung / Vollstreckung / Gestal-

tungswirkung) der betreffenden Entscheidung bestätigen. Zur Heilung eventueller 

Fehler muss auch die Möglichkeit des Widerrufs von fehlerhaften Bestätigungen 

vorgesehen werden.  

9.10.7. Falls der Zwangsvollstreckungstitel eine Versäumnisentscheidung ist, dann musste 

Voraussetzung für die paneuropäische Geltung der Rechtswirkungen derselben Ent-

scheidung sein, dass – wenigstens (??) – die Eingangsprozessschrift – d.h. die Klage-

schrift usw. – der säumigen Prozesspartei nicht nur tatsächlich zugestellt worden 

war, sondern auch rechtswirksam nach dem Recht des Zustellungsortes – bzw. des 

Zustellungsstaates – zugestellt worden war.  

9.10.8. Falls die zu vollstreckende gerichtliche Entscheidung, oder im allgemeinen der Voll-

streckungstitel – z.B. ein Mahnbefehl – erlassen worden ist, ohne dass dem Gegner / 

Schuldner die Möglichkeit des rechtlichen Gehörs eingeräumt worden war, dann ist 

unabdingbare Voraussetzung für die paneuropäische Geltung eines solchen Zwangs-

vollstreckungstitels, dass dem Vollstreckungsgegner / Vollstreckungsschuldner die 

Möglichkeit eingeräumt wird, ein Rechtsmittel oder einen Rechtsbehelf gegen einen 

solchen Vollstreckungstitel einzulegen. 

9.10.9. Die allgemeine Einführung von Rechtsbehelfen gegen die Zwangsvollstreckung, wel-

che im Zweitstaat auf der Grundlage eines solchen europäischen Vollstreckungstitels 

durchgeführt wird. 

9.10.10. Dem Vollstreckungsschuldner muß auch die Möglichkeit eingeräumt werden, die 

Einstellung einer gegen ihn durchführenden Zwangsvollstreckung auf der Grundlage 

eines solchen europäischen Vollstreckungstitels zu beantragen. 

9.10.11. Die möglichst effiziente und perfekte Rechtsangleichung zwischen den Staaten auf 

der Ebene der Rechtsmittel / Rechtsbehelfe, der Vollstreckungstitel, der Zwangsvoll-

streckungsvoraussetzungen und schließlich der Zwangsvollstreckungsarten und 

Zwangsvollstreckungsmittel. 

9.11. Es darf nicht angezweifelt werden, dass der Gerichtshof der Europäischen Union oh-
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ne weiteres in der Lage ist, auch in Bezug auf die europaweite öffentliche Ordnung 

den Begriff und die begrifflichen Elemente einer euroöffentlichen Ordnung heraus-

zuarbeiten und zu bestimmen, welche auf das Postulat und die Notwendigkeit der 

Bewahrung und des Schutzes der Grundrechte und der europäisch gestempelten 

Rechtskultur beruhen wird. Man darf allerdings in dieser Hinsicht auch die europäi-

schen nationalen Rechtskulturen mitberücksichtigen, respektieren und diese nicht 

ignorieren61. 

 

10. Aus der Sicht des griechischen Zivilprozessrechtes und seiner Anwendung von den 

griechischen Gerichten meine ich, dass keine übermäßigen Probleme in Bezug auf 

seine, bzw. ihre, Konformität mit den menschenrechtlichen Grundsätzen der gerech-

ten Verhandlung existieren, oder entstehen. Die Fälle, in denen der Straßburger Ge-

richtshof einen solchen Verstoß entweder des griechischen Zivilprozessrechts selbst 

oder seiner Anwendung von den griechischen Gerichten eingesehen hat, sind quan-

titativ / zahlenmäßig und qualitativ nicht mehr und nicht gravierender als im Ver-

gleich mit ähnlichen Verstößen der Gesetzgebung und der Rechtsprechung (der Ge-

richte) anderer Staaten. Schließlich ist auch der Straßburger Gerichtshof – wie R. 

Herzog und H. J. Papier hervorgehoben haben – nicht unbedingt fehlerfrei. Man darf 

es auch nicht vergessen. 

 

11. Die grenzüberschreitenden Rechtsstreitigkeiten erfahren in Griechenland dieselbe – 

und keine nachteilige – Verhandlung, genau wie die nicht-grenzüberscheidenden 

Rechtsstreitigkeiten. Unabhängig davon ist immer der Versuch dauernd, die gericht-

liche Verhandlung gerechter, schneller, sachgerechter und effizienter zu gestalten. In 

dieser Hinsicht leistet die Verfahrensvergleichung, welche sowohl von der Internati-

onalen Vereinigung für Prozessrecht, als auch von der Wissenschaftlichen Vereini-

gung für Internationales Verfahrensrecht angestrebt wird, eine große wissenschaftli-

che und gesetzgeberische Hilfe. Daher ist die Bedeutung des künftigen XIV. Welt-

kongresses für Prozessrecht in Heidelberg für Wissenschaft, Gesetzgebung, Lehre, 

Rechtsprechung und Rechtstheorie aller Staaten sehr groß und weltweit wichtig.  
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  Siehe vor allem die treffenden diesbezüglichen Gedanken und Vorschläge von R. Stürner, Der eu-

ropäische Zivilprozess – Einheit oder Vielfalt, Wege zu einem europäischen Zivilprozessrecht, Tü-

bingen, 1992, S. 1-24. 


